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Vorwort des Geschäftsführers

Vorwort des Geschäftsführers

Nach mehr als drei Jahrzehnten seit Übernahme des 
Gebühreneinzugs im Jahr 1976 war das Jahr 2012 nicht 
nur das letzte mit dem Namen „Gebühreneinzugszent-
rale“ – kurz GEZ –, sondern man darf es mit Sicherheit 
auch als eines der spannendsten der Unternehmens-
geschichte bezeichnen. 

Neben dem unvermindert fortlaufenden Regelgeschäft 
war eine Fülle verschiedenster Aufgaben zu bewältigen, 
um eine reibungslose Umstellung auf das ab 1. Januar 
2013 geltende neue Finanzierungsmodell und die damit 
einhergehende Namensänderung sicherzustellen. 

Auch wenn das geräteunabhängige Beitragsmodell 
für rund 90 % der privat angemeldeten Rundfunk-
teilnehmerinnen und -teilnehmer keine Veränderung 
bedeutet, mussten unter anderem mehrere Millionen 
Bürgerinnen und Bürger angeschrieben werden, um 
sie über die bevorstehenden Neuregelungen und die 
sich für sie ergebenden Veränderungen zu informieren 
(schwerbehinderte Personen mit einer Befreiung oder 
Teilnehmer/innen mit lediglich einem Hörfunk- bzw. 
neuartigen Gerät). Zudem wurden mehrere Millionen 
Firmen aufgefordert, die für die Beitragsberechnung 
ab 2013 erforderlichen zusätzlichen Angaben einzu-
reichen. 

Die Reaktionen auf diese Anschreiben führten geplan-
ter Maßen zu einer Steigerung der telefonischen und 
schriftlichen Korrespondenz, auf die sich die GEZ mit 
einer Anpassung ihrer Kapazitäten eingerichtet hatte. 
Allerdings reichten selbst diese befristet eingestellten 
zusätzlichen Kräfte nicht aus, um den im 4. Quartal 
einsetzenden Ansturm aufzufangen. Die mitunter un-

sachliche und auch unzutreffende Berichterstattung 
über das neue Finanzierungsmodell in Teilen der Print- 
und Onlinemedien verunsicherte viele Bürgerinnen 
und Bürger und trug ein Übriges zu dieser enormen 
Nachfragewelle bei.

Im Endeffekt war jeder Bereich der GEZ – angefangen 
vom IT-Bereich über die Sachbearbeitung bis hin zum 
Verwaltungsbereich – von der Modellumstellung und 
den in diesem Zusammenhang anfallenden zusätzli-
chen Aufgaben betroffen. Wie bei einem Projekt dieser 
Größenordnung nicht anders zu erwarten, mussten 
dabei immer wieder Hürden gemeistert werden, die an-
fänglich nicht absehbar waren. Schlussendlich konnte 
das System aber termingerecht und erfolgreich auf das 
neue Modell umgestellt werden, sodass im Dezember 
2012 die ersten Rechnungen mit Beitragsanteilen 
versandt wurden.

Die Erfahrungen der ersten Monate des Jahres 2013 
zeigen, dass es zumindest auch in den nächsten zwei 
bis drei Jahren spannend bleiben wird. Dies betrifft nicht 
nur die Entwicklung der Erträge, die sich im Berichtsjahr 
erneut rückläufi g entwickelt haben. Auch die Debatten 
um Grundsatz- oder Einzelfragen der Neuregelung 
könnten zu weiterem Anpassungsbedarf und damit zu 
neuen Herausforderungen für den Beitragsservice von 
ARD, ZDF und Deutschlandradio führen.
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Gründung 1973

Aufnahme des Geschäftsbetriebs 1976

Geschäftsführer Dr. Stefan Wolf 

Sitz Köln

Mitarbeiterkapazitäten 1.290

Auszubildende 14

Aufgaben der GEZ Pfl ege der Stammdaten für alle Rundfunkteilnehmer/innen, 

 Bearbeitung der Anträge natürlicher Personen auf Befreiung 
von der Rundfunkgebührenpfl icht, 

 Sollstellung der jeweils fälligen Rundfunkgebühren sowie 
Einziehen der Gelder über Banken und Sparkassen auf die 
Konten der Rundfunkanstalten, 

 Zahlungsüberwachung, 

 Arbeiten im Zusammenhang mit Gebührenerstattungen, 

 Buchmäßige Erfassung und Abrechnung der Gebührenfor-
derungen, -rückstände und -einnahmen bis zum Abschluss 
entsprechend den Grundsätzen des Aktienrechts sowie 

 Abrechnung mit den Rundfunkanstalten, 

 Bestandsführung der Gebührenbefreiungen, 

 Erstellung von Auswertungen verschiedenster Art für die 
Rundfunkanstalten, 

 Durchführung von Maßnahmen des Cash-Marketings im Zu-
sammenwirken mit den Rundfunkanstalten, 

 Planung der Gebühren-/Beitragserträge für ARD, ZDF und 
Deutschlandradio für das laufende Jahr und Prognose für 
einen mittelfristigen Zeitraum in Abstimmung mit den Rund-
funkanstalten,

 Umstellung auf das ab 1. Januar 2013 geltende Beitragsmodell.

Anzahl Teilnehmerkonten 41,8 Mio.

Erträge aus Rundfunkgebühren 7.492,5 Mio. €

Aufwendungen für den Gebühreneinzug *) 161,1 Mio. €

Aufwendungen pro Teilnehmerkonto *) 3,86 €

Anteil der Aufwendungen an Gesamterträgen *) 2,15 %

*) Bereinigt um Sondereffekte aus der Umstellung auf das neue Finanzierungsmodell (vgl. Seite 42)

Kurzporträt der GEZ

Kurzporträt
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Die Dienstleistungsprodukte der GEZ

Dienstleistungsprodukte

Die kritische Entwicklung des gebührenpflichtigen 
Gerätebestandes setzte sich im Jahr 2012 weiter fort, 
wobei sich der Rückgang der Geräte im Vergleich zum 
Vorjahr noch einmal erhöhte. Bereinigt um die Gebüh-
renerhöhung zum 1. Januar 2009 ist demnach bereits 
seit dem Jahr 2008 ein kontinuierlicher Rückgang der 
Gebührenerträge aufgrund der Gerätebestandsent-
wicklung festzustellen. 

Das Jahr 2012 war insbesondere geprägt von den 
umfangreichen Vorbereitungen zur Umstellung auf 
das ab dem 1. Januar 2013 geltende Beitragsmodell. 
Dabei mussten die mit der Umstellung verbundenen 
vielfältigen Vorbereitungsaktivitäten parallel zur Ab-
wicklung des Regelgeschäfts bewältigt werden. In 
diesem Zusammenhang galt es, nicht nur die Verfahren 
und Bearbeitungsweisen umzustellen, sondern auch 
sämtliche Kommunikationsinhalte in Broschüren, For-
mularen etc. anzupassen. Durch die Umbenennung der 
GEZ in „ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice“ 
war zudem eine Umstellung des Corporate Design 
erforderlich. Ferner startete die GEZ schon im Jahr 
2012 umfangreiche Aufklärungsaktionen zum neuen 
Finanzierungsmodell. So wurden beispielsweise In-
formationsschreiben an bestimmte Personengruppen 

versandt, um auf die Auswirkungen der anstehenden 
Änderungen aufmerksam zu machen und die Gele-
genheit zu bieten, bereits vor Ablauf des Jahres 2012 
etwaige beitragsrelevante Umstände mitzuteilen 
(sogenannte Migrationsschreiben). Dies betraf zum 
Beispiel Bürgerinnen und Bürger, die bislang lediglich 
mit einem Hörfunkgerät oder mit einem neuartigen 
Gerät angemeldet waren.

Zum Jahresende 2012 führte die GEZ rund 41,8 Mio. 
Teilnehmerkonten. Im Vergleich zum Vorjahr ist ein Rück-
gang um rund 79.000 Teilnehmerkonten zu verzeichnen. 
Gleichzeitig sank die Zahl der gebührenpflichtigen 
Hörfunkgeräte (./. 420.928 Geräte) und die der gebüh-
renpfl ichtigen Fernsehgeräte (./. 144.088 Geräte). Die 
Zahl der gebührenpfl ichtigen neuartigen Geräte stieg 
um 75.177 Geräte. Die Gesamterträge (Rundfunkgebüh-
renerträge und andere Erträge im Zusammenhang mit 
dem Gebühreneinzug) sanken von 7.533,5 Mio. € im Jahr 
2011 um 41,0 Mio. € auf 7.492,5 Mio. € im Jahr 2012. 

Wie sich die einzelnen Dienstleistungsprodukte im Jahr 
2012 entwickelt haben und welche Ergebnisse erzielt 
wurden, wird in den nachfolgenden Kapiteln dargestellt.



9Teilnehmerbetreuung

Im Rahmen der Teilnehmerbetreuung werden Anliegen 
der Rundfunkteilnehmer/innen bearbeitet und geklärt 
sowie Konten bereinigt und Stammdaten gepfl egt. 
Darüber hinaus wird der Erstkontakt zu potenziellen 
Rundfunkteilnehmer(n)/innen hergestellt. Der Kunden-
kontakt fi ndet überwiegend auf postalischem sowie 
telefonischem Weg statt. Aber auch die Kommunikation 
mit der GEZ (seit 1. Januar 2013 dem Beitragsservice 
von ARD, ZDF und Deutschlandradio) per E-Mail, Fax 
und Internet wird vielfach genutzt.

Der Vorgangseingang lag im Jahr 2012 unter dem 
Einfluss der vorbereitenden Maßnahmen zur Um-
stellung auf ein neues Finanzierungsmodell auf dem 
Vorjahresniveau. 

Dabei hat der Trend des Vorjahres zu einer Verlagerung 
des Eingangs in Richtung  elektronischer Post weiter 
zugenommen. Die Nutzung des Eingangskanals Fax 
erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr um rund 68,64 %. 
Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass ein Großteil 
der Steigerung (rund 67 Prozentpunkte) Antworten 
von – vor allem nicht privaten – Teilnehmer(n)/innen 
auf Schreiben der GEZ zur Vorbereitung des Umstiegs 
auf die geräteunabhängige Beitragsfinanzierung 
(sogenannte Migrationsschreiben) zuzuordnen ist. 
Bereinigt ergibt sich demnach eine Steigerung um rund 
2 Prozentpunkte. Die Möglichkeit zu Kundenantworten 
per Internet wurde im Vergleich zum Vorjahr hingegen 
deutlich weniger wahrgenommen (./. 14,77 %). Dies 
ist vorrangig auf die um rund 4,3 Mio. geringere Ver-
sendung von Mailingbriefen zurückzuführen. Die im 
Rahmen derartiger Aktionen angeschriebenen potenti-
ellen Kund(en)/innen nutzen das Internet relativ häufi g. 
Bereinigt um diese Gruppe lagen die Kundenreaktionen 
per Internet auf dem Niveau des Vorjahres. Die Eingabe 

von Kundenantworten über E-Mail zeichnet sich durch 
eine Erhöhung um 40,73 % aus und bildet damit – zwar 
nicht absolut, jedoch was das Regelgeschäft anbelangt 
– den Schwerpunkt bei der Erhöhung des Eingangs der 
elektronischen Post. Damit spiegelt die Entwicklung des 
Eingangskanals E-Mail einen allgemeinen Trend des 
Konsumentenverhaltens von der papiergebundenen 
zur papierlosen Kommunikation wider. Ferner stellt der 
Eingangskanal E-Mail den bevorzugten Ausweichkanal 
bei nachlassender telefonischer Erreichbarkeit dar. 
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Insgesamt gingen rund 19 Prozent der schriftlichen 
Post über elektronische Eingangskanäle ein (Vorjahr: 
rund 14 Prozent).

Der Beitragsservice ist weiterhin bestrebt, die Durch-
laufzeiten, die den Zeitraum vom Eingang einer 
Kundenanfrage in der Poststelle der GEZ/ des Bei-
tragsservice bis zu deren Beantwortung umfassen, 
zu optimieren. Im Vergleich zum Vorjahr ist in Folge 
der Kumulationseffekte aus dem Rücklauf der Migra-
tionsschreiben in den Monaten Juni bis August 2012 
eine leichte Verschlechterung der Durchlaufzeiten 
festzustellen. 

Belegklassifi zierung und Beleglesung

Im Jahr 2012 konnte die automatische Beleglesung des 
Regelgeschäfts stabilisiert werden. Daneben wurden 
die Antworten auf Migrationsschreiben im nicht priva-
ten Sektor zu 95 Prozent automatisch klassifi ziert. Für 
das Jahr 2013 wird die automatische Klassifi zierung 
weiter ausgebaut. Neben den Antworten auf Briefe 
der Marktbearbeitung wird die automatische Belegle-
sung auf Formulare angewendet. Außerdem werden 
formulargebundene Kundenreaktionen auf Briefe des 
Beitragsservice im Rahmen des einmaligen Melde-
datenabgleichs (siehe dazu auch die Ausführungen 
unter Technik und Verfahren, Seite 31) automatisch 
klassifi ziert.

Qualitätsmanagement

Die Schwerpunkte des Qualitätsmanagements lagen 
im Geschäftsjahr 2012 sowohl auf der Sicherung als 
auch auf einer ständigen Verbesserung des Qualitäts-
niveaus der Sachbearbeitung. Ziel des ganzheitlichen 
Qualitätsansatzes ist eine organisationsübergreifende 
Betrachtung der Prozesse mit dem Schwerpunkt der 
Fehlervermeidung bzw. der vorausschauenden Aus-

Teilnehmerbetreuung

räumung möglicher Fehlerpotentiale. Hierbei stehen 
die optimale Bearbeitung der Anliegen der Teilnehmer/
innen und deren Zufriedenheit im Vordergrund.

Mit den Maßnahmen des Qualitätsmanagements und 
der Qualitätssicherung wurde insbesondere im Bereich 
der nicht privaten Teilnehmerkonten die Qualität der 
fi rmenseitig mitzuteilenden neuen Angaben für den 
ab 1. Januar 2013 geltenden Beitragseinzug (Anzahl 
Betriebsstätten, Kfz und Beschäftigte) sichergestellt. 
Durch Beobachtung des Vorgangseingangs fi el unter 
anderem auf, dass in einer Vielzahl von formular-
gebundenen Rückmeldungen, die als Reaktion auf 
die sogenannten Migrationsschreiben eingingen, 
unplausible Daten (z.B. enorm hohe Anzahl an Kfz) 
angegeben waren. 

Seit Mitte 2012 unterstützt ein neues Beschwerdema-
nagement die Qualität der Sachbearbeitung der GEZ/ 
des Beitragsservice. Es liefert wichtige Hinweise auf 
Stärken und Schwächen der Sachbearbeitung aus 
Kundensicht. Seit Implementierung des Beschwerde-
managements wird das Feedback der Kund(en)/innen 
systematisch erfasst und kann für interne Lernprozesse 
nutzbar gemacht werden.

Vorrangige Ziele des Beschwerdemanagements sind 
die

•  Vermeidung bzw. Reduzierung von begründeten 
Beschwerden

•  Steigerung der Servicequalität, indem Anliegen des 
Teilnehmers/ der Teilnehmerin zügig abgearbeitet 
und sachgerecht gelöst werden 

•  Nutzung der Beschwerdeinformationen im Hinblick 
auf künftige Anforderungen an den Beitragsservice 
von ARD, ZDF und Deutschlandradio im Rahmen 
des neuen, geräteunabhängigen Beitragsmodells.
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Im Jahr 2012 erreichte der Telefonservice im First Level, 
der von externen Service Centern erbracht wird, einen 
Servicegrad von rund 88 Prozent und damit einen um 
rund 3 Prozentpunkte geringeren Servicegrad als im 
Vergleich zum Vorjahr. 

Das Gesamtvolumen der angenommenen Anrufe stieg 
im Jahr 2012 deutlich auf rund 3,95 Mio. (2011: rd. 3,6 
Mio. angenommene Anrufe). Dies entspricht einem 
Monatsschnitt von rund 330.000 Gesprächen. In der 
Spitze konnten im Monat Juli 370.000 telefonische 
Kundenanliegen bearbeitet werden.

Das Jahr 2012 war geprägt durch die Reaktionen der 
Kund(en)/innen auf den Versand der sogenannten Mi-
grationsschreiben (siehe dazu auch die Ausführungen 
auf Seiten 8 und 28) und die Umstellung auf das ab 
1. Januar 2013 geltende Beitragsmodell.  Aus den rund 

8,6 Mio. versendeten Migrationsschreiben resultierten 
rund 420.000 Gespräche. Ab dem Monat Oktober er-
reichte die Zahl der Anrufer/innen Jahreshöchstwerte 
von durchschnittlich rund 430.000 Anrufer(n)/innen 
pro Monat. Im Monat Dezember – und damit kurz vor 
der Umstellung auf das neue Finanzierungsmodell – 
versuchten sogar rund 460.000 Kund(en)/innen, ihre 
Anliegen zu klären. Einem erwarteten Anstieg der 
Anrufzahlen wurde bereits ab dem Jahr 2011 durch 
eine Aufstockung der internen und externen Kapazitä-
ten Rechnung getragen. Entgegen den Erwartungen, 
dass die sukzessive im Jahr 2012 ausgebrachten 
Migrationsschreiben mit Informationen zu Änderun-
gen im neuen Modell relativ zeitnah zu Reaktionen 
der Angeschriebenen führen würden, reagierten die 
Bürgerinnen und Bürger sowie die Firmen allerdings 
verstärkt erst ab Oktober 2012. Um diese enorm 
erhöhten Anrufmengen abzufangen, reichten jedoch 

Teilnehmerbetreuung
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auch die erweiterten Kapazitäten nicht aus. Lag der 
Servicegrad in den Monaten Januar bis September 
noch bei durchschnittlich rund 93 Prozent, führte der 
rapide Anstieg in den letzten drei Monaten des Jahres 
zu einer erheblichen Verschlechterung des Servicegra-
des. Ab dem Monat Oktober war deutlich festzustellen, 
dass der Klärungsbedarf der Kund(en)/innen aufgrund 
der stärkeren medialen Präsenz der Umstellung auf das 
Beitragsmodell anstieg. Diese Entwicklung wurde durch 
den erstmaligen Versand einer Zahlungsaufforderung 
mit Beitragsbezug im Monat Dezember nochmals 
verstärkt. 

Die Erreichbarkeit des Second Level, der ausschließ-
lich in der GEZ bedient wird und zu dem Teilnehmer/
innen mit komplexeren Anliegen zur fallabschließen-
den Bearbeitung weitergeleitet werden, ist aufgrund 

steigender Anrufzahlen und längerer Gesprächszeiten 
gesunken. Die Anzahl der bearbeiteten Anrufe lag im 
Berichtsjahr bei rund 470.000. Neben den aus dem 
First Level weitergeleiteten Anrufen wurden im Second 
Level rund 250.000 Direktanrufe, d.h. Anrufe an die 
Durchwahl von Sachbearbeiter(n)/innen, zusätzlich 
entgegengenommen. 

Ausblick auf das laufende Jahr

Die Umstellung von der geräteabhängigen Gebühr zum 
geräteunabhängigen Beitrag ab dem 1. Januar 2013 
zeigt ihre Auswirkungen auf den Telefonservice. Bereits 
in den ersten beiden Monaten des Jahres 2013 lag die 
Anzahl der monatlichen Anrufer/innen bei durchschnitt-
lich 1,08 Mio. Mit dem Bestreben, die Serviceleistung 
am Telefon zu stärken, werden die Kapazitäten für die 
Annahme eingehender Anrufe befristet erhöht.

Teilnehmerbetreuung
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Die regelmäßige Übermittlung bestimmter Daten im 
Falle der Anmeldung, Abmeldung oder des Todes 
volljähriger Einwohner/innen zum Zwecke des Rund-
funkgebühreneinzugs von den Meldebehörden an die 
Landesrundfunkanstalten bzw. die GEZ ist seit einigen 
Jahren in allen Bundesländern geltendes Recht.

Die Meldedatenübermittlung dient somit der Aktualisie-
rung der Adressdaten der GEZ sowie der Gewinnung 
neuer Rundfunkteilnehmer/innen. Sie leistet damit 
einen wesentlichen Beitrag zur Ertragssicherung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks und zur Wirtschaft-
lichkeit des Rundfunkgebühreneinzugs.

Im Jahr 2012 übermittelten die Meldebehörden der 
GEZ insgesamt 12,7 Mio. Datensätze, die wie folgt 
bearbeitet wurden:

•  2,7 Mio. Datensätze führten zu einer Aktualisierung 
der Teilnehmerdaten, davon rund 76.500 zur Ab-
meldung wegen Todes des/r Teilnehmer(s)/in oder 
Wegzug ins Ausland.

•  In 7,7 Mio. Fällen war die von der Meldebehörde 
übermittelte neue Anschrift bereits im Rundfunk-
teilnehmerkonto vermerkt, so dass keine weitere 
Bearbeitung durchgeführt werden musste, oder 
die übermittelten Datensätze wurden ohne weitere 

Bearbeitung übergangen (z. B. Meldedaten von 
Haushaltsangehörigen).

•  2,3 Mio. Bürger/innen wurden zur weiteren Sachver-
haltsklärung und ggf. zur Anmeldung als Rundfunk-
teilnehmer/in angeschrieben, woraus rund 409.000 
An- und Zumeldungen resultierten.

Die Meldedatenübermittlung führt bei einer erheblichen 
Anzahl von Rundfunkteilnehmerkonten zu einer Aktu-
alisierung der Anschrift und stellt damit u. a. sicher, 
dass die Teilnehmer/innen erreicht und die Gebühren 
der zuständigen Landesrundfunkanstalt zugeordnet 
werden. Sie leistet aber auch einen wesentlichen 
Beitrag zur Gebührengerechtigkeit. Von den im Jahr 
2012 auf Basis der übermittelten Anschriftdaten ange-
schriebenen rund 2,3 Mio. Bürger(n)/innen haben bis 
31. März 2013 rund 409.000 Personen (rund 18 % der 
Angeschriebenen) mindestens ein Rundfunkempfangs-
gerät angemeldet. Insgesamt handelt es sich um rund 
214.000 Hörfunk- und 291.000 Fernsehgeräte sowie 
rund 126.000 neuartige Rundfunkgeräte.

Meldedaten, die nicht zur Adressaktualisierung von 
Teilnehmerdaten beitragen, werden unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Anforderungen spätestens 
mit Ablauf von sechs Monaten gelöscht.

Übermittlung von Meldedaten

Teilnehmerbetreuung
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Produkt: Abwicklung des Zahlungsverkehrs

Das Dienstleistungsprodukt „Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs“ umfasst die Rechnungsstellung der 
jeweils fälligen Rundfunkgebühren, die Bearbeitung 
der Zahlungsvorgänge sowie die Abrechnung der Ge-
bühreneinnahmen mit den Landesrundfunkanstalten 
der ARD, dem Deutschlandradio und dem ZDF bis hin 
zu den Monats- und Jahresabschlüssen. Das Produkt 
gehört somit zum Kerngeschäft des Rundfunkgebüh-
reneinzugs. 

Die Gebührenerträge beliefen sich im Jahr 2012 
(einschließlich der für besondere Zwecke bestimmten 
Anteile) auf rund 7,5 Mrd. €. Detaillierte Angaben zu den 
Gebührenerträgen und zur Rundfunkgebührenabrech-
nung 2012 können dem Kapitel „Gebührenentwicklung“ 
entnommen werden. 

Im Berichtsjahr wurden 108,1 Mio. Lastschriften für 
Rundfunkgebühren bei den Geldinstituten eingereicht 
(2011: 109,2 Mio. Lastschriften). Das sind im Durch-
schnitt monatlich rund 9,0 Mio. Fälle. Davon wurden 
rund 1,0 Mio. als nicht ausführbare Vorgänge zurück-
gegeben. Dies entspricht einer monatlichen Rücklast-
schriftenrate von rund 83.000 Geschäftsvorgängen 
(Vorjahr: 92.000).

Von diesen Rücklastschriften konnten 96,5 % maschi-
nell verarbeitet werden. Die verbleibenden Rücklast-
schriften wurden der Sachbearbeitung zugeführt. Dort 
wurden die Teilnehmerkonten anhand des jeweiligen 
Rückgabegrundes aktualisiert.  

Darüber hinaus waren rund 27,1 Mio. Zahlungsein-
gänge (Einzel- oder Dauerauftragsüberweisungen, 
Bareinzahlungen) zu verarbeiten (2011: 26,9 Mio.). 
Dies entspricht einer monatlichen Verarbeitung von ca. 
2,26 Mio. Vorgängen. Von diesen Zahlungseingängen 
konnten 98,1 % maschinell verarbeitet werden. Die 
verbleibenden Zahlungen wurden auch hier der Sach-
bearbeitung zugeführt, wo eine manuelle Zuordnung 
der Zahlungen zu dem korrekten Teilnehmerkonto 
erfolgte. Hinzu kam die manuelle Verarbeitung von 
1.847 Scheckeinreichungen.  

Aufgrund des Wechsels von der deutschen Einzugs-
ermächtigung auf das Kombimandat konnten im Jahr 
2012 bereits 2,4 Mio. Lastschriftzahler/innen für das 
zukünftige SEPA-Lastschriftverfahren vorgemerkt 
werden. Die endgültige Umstellung dieser Teilneh-
merkonten auf das SEPA-Lastschriftverfahren erfolgt 
sukzessive bis Februar 2014.

SEPA ist das gemeinsame Projekt 
von Europäischer Kommission, 
Europäischer Zentralbank und 
dem European Payment Council 
als Zusammenschluss der europä-
ischen Kreditwirtschaft. Mit SEPA 
werden seit Januar 2008 Überwei-
sungen und seit November 2009 
Lastschriften grenzüberschreitend 
standardisiert, um in den 32 Teil-
nehmerländern ein einheitliches eu-
ropäisches Niveau bei der Nutzung 
von Zahlungsverkehrsprodukten zu 
erreichen.
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Produkt: Erlangung rückständiger Forderungen

Das Dienstleistungsprodukt „Erlangung rückständiger 
Forderungen“ der GEZ gegen säumige Zahler/innen 
umfasst Zahlungserinnerungen, Gebührenbescheide, 
Mahnungen und Vollstreckungsersuchen.

Die Forderungsausfallquote (Wertberichtigungszufüh-
rungen an Sollstellungen) lag im Jahr 2012 bei 1,740 % 
und ist damit leicht über den Vorjahreswert von 1,664 % 
gestiegen.

Die Anzahl der erstellten Mahnmaßnahmen ist im 
Zeitraum Januar bis Dezember 2012 im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum insgesamt erneut angestiegen, und 
zwar um 1,7 %. Von Januar bis Dezember 2012 wur-
den rund 14,4 Mio. Mahnmaßnahmen erstellt (2011: 
14,2 Mio.). Die Mahnstufe „Mahnung“ weist einen 
leicht sinkenden Wert auf (rund 0,8 %). Ein Anstieg der 
Mahnmaßnahmen ist hauptsächlich bei der Mahnstufe 
„2.Mahnung“ (rund 19,1 %) zu verzeichnen. Auch die 
Erinnerungen mit einem Zuwachs von rund 1,6 % und 
die Gebührenbescheide (rund  1,1 %) zeigen steigende 
Werte. Hingegen ist bei der Mahnstufe „Vollstreckungs-
ersuchen“ ein Rückgang gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum festzustellen (rund 2,3 %). 

Für die Vollstreckung rückständiger Rundfunkge-
bühren nutzt die GEZ alle zur Verfügung stehenden 
Vollstreckungsmaßnahmen, wie z. B. Pfändungen von 
Forderungen, Sachpfändungen, Anträge auf Abnahme 
der „Eidesstattlichen Versicherung“.

Insgesamt hat sich das solide Wirtschaftswachstum der 
letzten zwölf Monate größtenteils positiv auf das Insol-
venzgeschehen im Unternehmenssektor und auf die 
Anzahl der Insolvenzen im privaten Bereich ausgewirkt.

Mit rund 29.500 Unternehmensinsolvenzen ist die Zahl 
der Insolvenzverfahren gegenüber dem Vergleichszeit-
raum des Vorjahres (rund 30.200 Fälle) um rund 700 

Fälle zurückgegangen. Dies entspricht einem Rück-
gang um 2,1 %, der allerdings verhaltener ausfällt als 
in den beiden Vorjahren (2011: 5,8 %).

Zurückgegangen ist auch die Zahl der Verbraucherin-
solvenzen sowie der sonstigen Insolvenzen. Während 

13.632.806 13.307.41913.357.631 13.090.731

 2007 2008 2009 2010 2011 2012

13.442.706 13.705.074

Entwicklung Mahnmaßnahmen (ohne Vollstreckungen) 
2007 - 2012

809.449 813.146

740.435 723.515 714.145

 2007 2008 2009 2010 2011 2012

697.703

Entwicklung Vollstreckungsersuchen 2007 - 2012
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2011 rund 129.800 Fälle registriert 
wurden, mussten 2012 nur noch rund 
126.700 Verbraucher einen Insolvenz-
antrag stellen – das entspricht einem 
Rückgang um rd. 3.100 Fälle bzw. um 
2,2 %.

Insgesamt wurden von den deutschen 
Amtsgerichten im Berichtsjahr rund 
156.000 Insolvenzen registriert. Der Vor-
jahreswert (rund 160.000) wurde damit 
um rund 2,1 % unterschritten.

(Quelle: Creditreform)
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Der Verwaltungsrat hat im Jahr 1996 der GEZ (seit 
1. Januar 2013 Beitragsservice von ARD, ZDF und 
Deutschlandradio) die Federführung für die gemein-
same Planung der Gebührenerträge übertragen. Die 
Planung erfolgt auf Basis umfangreicher Vorarbeiten 
der GEZ/ des Beitragsservice von ARD, ZDF und 
Deutschlandradio durch die von der Finanzkommissi-
on der Rundfunkanstalten eingesetzte Arbeitsgruppe 
‚Gemeinsame Planung der Gebührenerträge ARD, 
DRadio und ZDF’ (seit 1. Januar 2013 Arbeitsgruppe 
‚Beitragsplanung’). Hierbei werden die laufende und 
die künftige Gebühren-/Beitragsperiode berücksichtigt. 
Die geplanten Gesamterträge bilden die Basis für die 
Haushaltsplanung bei den Rundfunkanstalten.

Zuverlässigkeit

Die Zuverlässigkeit der Planung zeigt sich in einer Ab-
weichung von weniger als ./. 0,4 % zwischen Planung 
und „Ist“. Die tatsächlichen Gesamterträge des Jahres 
2012 liegen mit 7.492,5 Mio. € um 24,8 Mio. € niedriger, 
als sie im Bericht zur Gebühren-/ Beitragsertragspla-
nung vom 4. April 2012 ausgewiesen waren. 

Entwicklung des Planungsverfahrens

Da die Planungsmethode ständig weiterentwickelt 
wird, ist die Gebühren-/Beitragsertragsplanung sehr 
zuverlässig. Dabei werden mögliche Einfl ussfaktoren 
auf das Verhalten der Teilnehmer/innen laufend ana-
lysiert und in die Planung einbezogen. Hierzu zählen 
beispielsweise wirtschaftliche Auswirkungen auf die 
fi nanzielle Situation der (potenziellen) Teilnehmer/
innen. Außerdem berücksichtigt die Planung, wie sich 
die Anzahl der Teilnehmer/innen, die von der Gebüh-
ren-/Beitragspfl icht befreit sind, und die uneinbring-
lichen Forderungen entwickelt haben. Die dadurch 
geschaffene Planungsgrundlage bezieht nicht nur die 
Entwicklung in der Vergangenheit und den aktuellen 
Stand mit ein, sondern auch die durch die Marktbe-

arbeitung voraussichtlich erzeugte Wirkung bei der 
Potenzialhebung.

Um Informationen zur aktuellen und künftigen Ent-
wicklung des Marktes zu erhalten, werden Daten 
statistischer Ämter sowie Beratungsleistungen von 
bundesweit anerkannten Fachleuten und Marktfor-
schungsunternehmen einbezogen. Darüber hinaus 
werden die Einschätzungen aus den entsprechenden 
Fachabteilungen der Landesrundfunkanstalten und der 
GEZ/ des Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutsch-
landradio berücksichtigt. 

Für die Jahre 2013 bis 2016 wurde die Planung unter 
Berücksichtigung der Kriterien des ab 1. Januar 2013 
geltenden geräteunabhängigen Rundfunkbeitrags-
modells erstellt. Für die Beitragsplanung 2013 lagen 
noch keine Erfahrungen/ Statistiken zum geräteunab-
hängigen Rundfunkbeitrag vor. Somit ist hier mit einer 
höheren Planungsabweichung zu rechnen. Auch die 
Beitragsplanungen der Jahre 2014 und 2015 werden 
voraussichtlich zu höheren Planungsabweichungen 
führen, als dies in den Vorjahren der Fall war. Dies liegt 
im Übergang auf das Rundfunkbeitragsmodell und in 
den dadurch auftretenden besonderen Effekten be-
gründet, die die Statistiken überlagern. Dazu zählt  z.B. 
die gesetzliche Übergangsbestimmung, nach der bis 
Ende 2014 beitragsrelevante Sachverhalte mitgeteilt 
werden können und ggf. rückwirkend eine Erstattung 
von Beiträgen beansprucht werden kann.

Produkt: Gebühren- / Beitragsplanung
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Produkt: Gewinnung neuer Teilnehmer/innen

Das Jahr 2012 war das letzte Jahr, in dem der Einzug 
der Rundfunkgebühr in der bisherigen Form stattge-
funden hat und – in eingeschränkter Form – mit Mar-
ketingmitteln unterstützt wurde. Gleichzeitig wurde die 
Kommunikation zur Einführung des ab dem 1. Januar 
2013 geltenden Rundfunkbeitrags aufgenommen. 

Die Marketing-Aktivitäten der GEZ haben sich im 
Jahr 2012 auf die Schaltung von Online-Werbung und 
von Printanzeigen im Bereich „Umzug“ beschränkt. 
Neben den wirtschaftlichen Zielen war Gebührenge-
rechtigkeit das leitende Motiv dieser Maßnahmen, 
d. h. die möglichst gleichmäßige fi nanzielle Beteiligung 
aller Rundfunkteilnehmer/innen an der Sicherung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks – dem Rundfunk von 
allen für alle.

Forschung

Die GEZ führt regelmäßig Marktforschungen durch, 
um die Einstellungen der Rundfunkteilnehmer/innen 
und die Werbewirkung der Marketingmaßnahmen 
verfolgen bzw. auswerten zu können. Die Analysen 
dienen als Grundlage für zielgruppenspezifi sche Kom-
munikationsmaßnahmen. Im Jahr 2012 hat sich die 
GEZ auf die jährliche Repräsentativbefragung „Trend” 
konzentriert. Dabei handelte es sich um eine von dem 
Marktforschungsinstitut TNS Infratest im Auftrag der 
Medienforschung von ARD und ZDF und in Zusam-
menarbeit mit der ARD Sales & Services sowie der 
GEZ durchgeführte mündliche Face-to-Face-Befragung 
(CAPI – englisch: Computer assisted personal inter-
view) zu Themen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
und seiner Finanzierung.

Rundfunkgebühren-Marketing

Angesichts der bevorstehenden Umstellung auf das 
ab dem Jahr 2013 geltende neue Rundfunkfi nanzie-
rungsmodell hat eine Ansprache der Nichtanmelder/
innen mit dem Absender GEZ seit Januar 2011 nur noch 
über die Bewerbung der Unternehmens-Homepage 
www.gez.de und der Servicehotline der GEZ stattge-
funden. Diese Bewerbung diente dem Ziel, den Anteil 
der online durchgeführten An- und Ummeldungen und 
– damit einhergehend – auch deren automatisierte 
Verarbeitung zu erhöhen. Die im Jahr 2010 gestartete 
Gemeinschaftskampagne von ARD, ZDF und GEZ 
mit dem Claim „ARD ZDF und Sie“ ist als Imagekam-
pagne ausgerichtet und hat primär das Ziel, die vom 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk vertretenen Werte zu 
kommunizieren und damit positiv auf die Wahrnehmung 
des öffentlich-rechtlichen Systems zu wirken. Der Claim 
„ARD ZDF und Sie“ verdeutlicht den Zusammenhang 
zwischen Programm, Gebühr und Rundfunkteilneh-
mer/in. Erst der/die Gebührenzahler/in ermöglicht die 
Finanzierung und somit die Leistungsfähigkeit des 
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öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Der integrierte Ge-
bührenhinweis „Weil Sie Gebühren zahlen.“ verfolgt das 
Ziel, die Gebührenakzeptanz zu steigern und bei den 
noch nicht angemeldeten Rundfunkteilnehmer(n)/innen 
einen Anmeldeimpuls auszulösen sowie bestätigend 
auf die bereits angemeldeten Rundfunkteilnehmer/
innen zu wirken. 

Das Rundfunkgebühren-Marketing erreicht seine 
Zielgruppen …

…dort, wo die Werbung für sie relevant ist

Die Bewerbung der Homepage www.gez.de als Infor-
mations-, An- und Ummeldeplattform hat vor allem im 
Internet stattgefunden und dort insbesondere auf in 
diesem Zusammenhang relevanten Internetseiten, die 
Ummeldeservices oder Vergleiche zu Energie- und Te-
lefonpreisen anbieten, bzw. auf Immobilienhomepages. 
Zur Ansprache der gewerblichen Zielgruppen sind auch 
Existenzgründerportale mit entsprechenden Werbeban-
nern belegt worden. Diese Form der Bewerbung hatte 
für die beworbenen Zielgruppen den Vorteil, mit einem 
Klick auf die Homepage und die An- und Ummeldefor-
mulare der GEZ zu gelangen. Zudem wurde ganzjährig 
(insgesamt 4 Ausgaben) eine Schaltung im Printtitel 
„Neues Zuhause“ der Deutschen Post umgesetzt. 
„Neues Zuhause“ richtet sich an Menschen, die so-
eben umgezogen sind und sich dementsprechend mit 
bestehenden Verträgen mit Energieversorgern etc. und 
unter anderem auch mit ihrer Rundfunkgebührenpfl icht 
auseinandersetzen. Auch hier wurden die Zielgruppen 
der Umziehenden ohne Streuverlust erreicht.

… auf Events

Das Marketingkonzept beinhaltet die Präsentation des 
Themas „Rundfunkgebühren“ bei Veranstaltungen und 
Aktivitäten der Sender. Für die GEZ stand bei dem 
persönlichen Kontakt zu den Besucher(n)/innen im 

Vordergrund, ihre Servicebereitschaft für die Rund-
funkteilnehmer/innen positiv darzustellen. 

„ARD ZDF und Sie“

Die als Imagekampagne ausgerichtete Gemeinschafts-
kampagne „ARD ZDF und Sie“ hat sich entsprechend 
der breiteren Zielgruppe und den thematischen Schwer-
punkten fl ächendeckend in den Medien präsentiert:

So hatte die erste bundesweite Kampagne des Jahres 
2012 anlässlich der Olympischen und der Paralym-
pischen Spiele das Ziel, die Kompetenz „Qualitative 
Sportberichterstattung im öffentlich-rechtlichen Rund-
funk“ zu unterstreichen. Dazu wurden die Medien 
Plakat, Hörfunk, TV und Internet genutzt.
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Die zweite Kampagne in 2012, ebenfalls mit bun-
desweitem Einsatz, hatte den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk als „Mehrwert für die Gesellschaft“ zum 
Thema und wurde in den Medien Print, Internet und 
Plakat geschaltet. 

Parallel zu beiden Kampagnen wurde die Kampagnen-
homepage unter www.ardzdf.de mit wirkungsintensiven 
Onlinewerbemitteln beworben. Dafür wurden Umfelder 
gewählt, in denen die Zielgruppen bei der Nutzung 
von Kommunikationsdiensten (wie Web.de), bei der 
Nutzung von sozialen Netzwerken, bei ihren Sport- 
und TV-Interessen (T-Online Sport, TV-Movie.de), bei 
ihrem Bedürfnis nach Unterhaltung (youtube.de) oder 
bei ihrem Informationsbedürfnis (Bild.de) angesprochen 
wurden. 

Einführung des Rundfunkbeitrags 

Bereits ab Februar 2012 wurden über den Internet-
auftritt www.rundfunkbeitrag.de Informationen zu dem 
ab 1. Januar 2013 geltenden Rundfunkbeitrag zur 
Verfügung gestellt. Ab November 2012 konnten Bür-
gerinnen und Bürger, Unternehmen und Institutionen 
sowie Einrichtungen des Gemeinwohls dort in einem 
neu gestalteten Servicebereich Änderungen zu ihrem 
Beitragskonto mitteilen. 

Abschied von der Rundfunkgebühr

Die kommunikativen Maßnahmen zum Thema „Rund-
funkgebühr“ wurden im Jahr 2012 sukzessive beendet. 
Die Schaltung von Online-Werbung im Umfeld des The-
mas „Umzug“ wurde gegen Ende des Jahres ersetzt 

durch eine Bewerbung des neuen Internetauftritts 
www.rundfunkbeitrag.de. Am 31. Dezember 2012 war 
die Internetpräsenz der Gebühreneinzugszentrale 
unter www.gez.de zum letzten Mal online.
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Da der Beauftragtendienst der Landesrundfunkanstal-
ten im Verlauf des Berichtsjahres deutlich abgebaut 
wurde und die Berater zudem künftig nur noch im 
nicht privaten Bereich tätig sein werden, ist das Direct-
Mailing-Verfahren nunmehr vor allem im Privatsektor 
die wichtigste Maßnahme, um der seit Jahren zu 
beobachtenden Bestandserosion entgegenzuwirken.

Die GEZ verfolgt im Auftrag der Rundfunkanstalten 
das Ziel, bisher nicht angemeldete Rundfunkteilneh-
mer/innen mittels personalisiertem Mailing über die 
Rundfunkgebührenpfl icht zu informieren und letztlich 
zur Anmeldung zu veranlassen, um damit Gebühren-
gerechtigkeit herzustellen und die Finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu sichern. In zuneh-
mendem Maße tritt beim Instrument Mailing allerdings 
der Aspekt der Sicherung der Teilnehmerkontenbe-
stände bzw. der Vermeidung eines Bestandsabbaus 
in den Vordergrund.

Auch im Jahr 2012 wurde der Mailingprozess weiteren 
Optimierungsmaßnahmen unterzogen. Alle Prozess-
teile des Direct-Mailing-Verfahrens unterliegen konti-
nuierlichen Verbesserungsaktivitäten, die im Kern den 
Zweck verfolgen, einen möglichst reklamations- und 

Mailing zur Teilnehmergewinnung und Bestandssicherung

Zu- und Abgänge an Hörfunk-, Fernseh- und neuartigen Rundfunkgeräten 2003 bis 2012
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beschwerdefreien sowie effi zienten Ablauf der Teilneh-
mergewinnung sicherzustellen.

Die Konzentration der Aktivitäten lag im Berichtsjahr auf 
der Information der betroffenen Kreise über Änderun-
gen durch das neue Rundfunkfi nanzierungsmodell. So 
wurden unter anderem sogenannte Migrationsschrei-
ben an private Haushalte versandt, die auf das neue 
Beitragsmodell vorbereitet wurden (siehe dazu auch 
die Erläuterungen auf Seite 8).

Gleichzeitig wurden mit Blick auf das neue Beitragsmo-
dell im Jahr 2012 weniger Mailings ausgebracht als im 
Vorjahr. Beispielsweise entfi el ab der 2. Jahreshälfte 
2012 das Mailing an Jugendliche im elterlichen Haus-
halt, da bei dieser Konstellation im neuen Finanzie-
rungsmodell keine Beitragspfl icht mehr besteht. Die 
Reduzierung des Mailingvolumens hatte naturgemäß 
zur Folge, dass weniger Briefe zugestellt und dem-
entsprechend auch weniger An- und Zumeldungen 
generiert wurden. 

In der unten stehenden Abbildung sind für die Jahre 
2003 bis 2012 sowohl die Zugänge an Rundfunkgerä-
ten als auch die Geräteabgänge dargestellt. Die Grafi k 
macht deutlich, dass sowohl die Erfolge aus der Tätig-

keit der Beauftragten-
dienste der Landes-
rundfunkanstalten als 
auch aus den Mailing-
maßnahmen erforder-
lich waren, um einem 
Gerätebestandsab-
bau zumindest deut-
lich entgegenzuwirken, 
ohne ihn jedoch voll-
ständig ausgleichen zu 
können.

Gewinnung neuer Teilnehmer/innen
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Ergebnisse der Mailingaktionen für das Mailingjahr 2012 *)
Erreichte Adressaten 
(zugestellte Erstbriefe) An- und Zumeldungen Angemeldete Geräte

Anzahl Anzahl % Anzahl Hörfunk Anzahl Fernsehen Anzahl neuartige 
Rundfunkgeräte (NEG)

4.251.577 562.542 13,23 313.532 362.978 181.158
*) inklusive nicht gebührenwirksamer Geräte (Zeitraum: 1. Januar 2012 bis 30. April 2013)
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Im Mailingjahr 2012 wurden im Rahmen des Direct-
Mailing-Verfahrens zur Gewinnung neuer Rundfunk-
teilnehmer/innen und zur Bestandssicherung der 
Teilnehmerkonten insgesamt rund 10,6 Mio. Briefe 
(Erst- und Erinnerungsschreiben) versandt. Von den 
rund 4,3 Mio. erreichten Adressat(en)/innen (zuge-
stellte Erstbriefe) haben rund 2,5 Mio. geantwortet. 
Für die Ergebnisse, die in der oben stehenden Tabelle 
aufgeführt sind, ist der Zeitraum 1. Januar 2012 bis 30. 
April 2013 maßgeblich. Dabei werden die Wirkungen 
aller im Jahr 2012 ausgelösten Erstbriefe inklusive der 
Erinnerungen betrachtet. Im Jahr 2013 wurden wegen 
der Umstellung auf die neue Rundfunkfi nanzierung 
jedoch keine Erinnerungsbriefe zu den in 2012 ver-
sandten Erstbriefen ausgebracht.

Für das Direct-Mailing-Verfahren wurden sowohl An-
schriften von bereits gemeldeten Rundfunkteilnehmer(n)/
innen (z. B. ausschließlich mit einem Radiogerät ange-
meldet / ab März 2012 wurden jedoch keine Erstbriefe 
dieser Zielgruppe ausgebracht) als auch angemietete 
Anschriften von externen Anbietern verwendet. 

Auf der Grundlage der Meldegesetze bzw. Melde-
daten-Übermittlungsverordnungen der einzelnen 
Bundesländer wurden ferner Anschriftendaten von 
Einwohnermeldeämtern genutzt (siehe auch Kapitel 
“Übermittlung von Meldedaten“). Personen, für die im 
Datenbestand der GEZ kein Rundfunkteilnehmerkonto 
festgestellt werden kann, werden unter Nutzung der 
übermittelten Anschriftendaten angeschrieben und 

über die Rundfunkgebührenpfl icht informiert. Diese Ziel-
gruppe weist mit rund 22,0 % unverändert die höchste 
Erfolgsquote (An- und Zumeldungen bezogen auf die 
zugestellten Erstbriefe) im Vergleich zu den anderen 
Zielgruppen auf. Allerdings ist die Quote im Vergleich 
zum Vorjahr (rd. 23,2 %) rückläufi g.

Insgesamt stieg die Erfolgsquote der Mailingmaßnah-
men der GEZ von 12,30 % im Vorjahr auf 13,23 % 
im Mailingjahr 2012. Ein Vergleich mit dem Vorjahr 
ist jedoch nur eingeschränkt möglich, da Mailings an 
bestimmte Zielgruppen im Berichtsjahr nicht oder nur 
temporär ausgebracht wurden. 

In der unten stehenden Abbildung ist die Entwicklung 
der Anzahl gemeldeter Radio- und Fernsehgeräte so-
wie der neuartigen Rundfunkgeräte durch die Meldeart 
Mailing dargestellt. 

Im Jahr 2012 wurden über die oben genannten Mai-
lingmaßnahmen hinaus 979.632 Rundfunkteilnehmer/
innen, die ihre Gebühren per Einzelüberweisung be-
gleichen oder bar einzahlen, angeschrieben und auf 
die Vorteile des Lastschriftverfahrens hingewiesen. 
Dabei wurden Sachgewinne als Anreiz ausgelobt. Da-
rauf haben 24.953 Teilnehmer/innen (2,5 % bezogen 
auf die zugestellten Erstbriefe) mit einer Änderung der 
Zahlungsart reagiert. 

Auch im Jahr 2012 wirkten die Mailingmaßnahmen somit 
dem Gerätebestandsabbau entgegen.

Vor dem Hintergrund des ab 2013 geltenden neuen 
Finanzierungsmodells werden auch die Mailingaktivitä-
ten neu ausgerichtet, weil es künftig nicht mehr darauf 
ankommt, wie viele und welche Rundfunkgeräte vor-
gehalten werden. Es gilt – eine Wohnung, ein Beitrag. 

Gewinnung neuer Teilnehmer/innen
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Im Jahr 2012 sind insgesamt rund 7,4 Mio. schriftliche 
und telefonische Befreiungsvorgänge bei der GEZ 
eingegangen. Damit lag gegenüber dem Vorjahr nur 
eine leichte Erhöhung des Vorgangsaufkommens vor. 

Auch bei der Anzahl der im Rahmen der Befreiungsbe-
arbeitung eingehenden Anrufe war im Vergleich zum 
Jahr 2011 nur eine leichte Erhöhung festzustellen. Aus 
dem Verhältnis der Anruferzahl zu den durch die GEZ 
angenommenen Anrufen ergibt sich der Servicegrad. 
Dieser konnte in den ersten drei Quartalen 2012 mit 
rund 91 % auf einem gewohnt hohen Niveau gehalten 
werden. Durch die Vorbereitungen auf das ab 1. Januar 
2013 geltende neue Rundfunkfi nanzierungsmodell und 
das gesteigerte Informationsbedürfnis der Bürgerinnen 
und Bürger war das Anrufaufkommen im letzten Quartal 
doppelt so hoch wie die Monate davor und überstieg 
damit auch die ohnehin erhöhten Planzahlen für die-
ses Quartal. Daher konnte der hohe Servicegrad im 4. 
Quartal 2012 nicht mehr gehalten werden. 

Das seit dem 1. Juli 2009 geltende Verfahren der so 
genannten Drittbescheinigung hat sich im Jahr 2012 
weiter stabilisiert. Bei diesem Verfahren wird für alle 
ALG-II-Bezieher/innen automatisch eine Drittbeschei-
nigung zur Vorlage bei der GEZ ausgestellt. Diese 
dient als Ersatz für die beglaubigte Kopie oder den 
Original-Bewilligungsbescheid und beschränkt sich 
auf diejenigen Daten, die für die Bearbeitung des 
Befreiungsantrages benötigt werden. Mit dem Antrags-
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Befreiungen

formular muss daher lediglich die Drittbescheinigung 
bei der GEZ eingereicht werden.

Seitdem das Layout der Drittbescheinigung um den 
Hinweis ergänzt wurde, dass neben der Übersendung 
der Drittbescheinigung die schriftliche Antragstellung 
zwingend erforderlich ist, sind Fälle, in denen die An-
tragsteller/innen aufgefordert werden mussten, einen 
schriftlichen Antrag nachzureichen, deutlich zurück-
gegangen. Im Jahr 2012 konnte die entsprechende 
schriftliche und telefonische Folgekorrespondenz im 
Vergleich zum Vorjahr nochmals um 19 % verringert 
werden.
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Befreiungsgrund Anzahl Gesamt Anteil Zum Vergleich 
Anteil in 2011

Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 170.895 5,38% 5,28%

Empfänger von Grundsicherung 452.788 14,24% 12,94%

Empfänger von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II 1.582.249 49,77% 50,69%

Empfänger von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

23.313 0,73% 0,71%

Empfänger von Leistungen nach dem
Berufsausbildungsförderungsgesetz (BAföG)

107.765 3,39% 3,17%

Empfänger von Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) 20.894 0,66% 0,72%

Empfänger von Ausbildungsgeld SGB III 2.757 0,09% 0,09%

Sonderfürsorgeberechtigte § 27 e BVG 1.939 0,06% 0,07%

Blinde und Hörgeschädigte / RF-Merkzeichen 247.801 7,79% 7,73%

Behinderte wenigstens 80 % / RF-Merkzeichen 492.336 15,49% 16,40%

Empfänger von Hilfe zur Pfl ege nach SGB XII, BVG 69.301 2,18% 2,00%

Empfänger von Pfl egezulagen § 267 LAG 101 0,00% 0,00%

Empfänger von Leistungen nach SGB VIII
(Kinder- und Jugendhilfe)

4.580 0,14% 0,15%

Härtefall 2.407 0,08% 0,04%

Gesamt 3.179.126 100,00% 100,00%

Befreiungen

Zum Ende des Jahres 2012 wurden rund 3,18 Mio. 
befreite private Teilnehmerkonten geführt (2011: rund 
3,19 Mio.). Die Anzahl der befreiten Teilnehmerkonten 
hat sich gegenüber dem Vorjahr um rund ./. 7,4 Tsd. 
verringert. Dies entspricht einer Abnahme um rund 
0,23 %. Im Vorjahr war demgegenüber noch eine 
Steigerung der befreiten Teilnehmerkonten um rund 
0,7 % zu verzeichnen.

Von den 3,18 Mio. Teilnehmerkonten waren 1,58 Mio. 
Teilnehmer/innen mit dem Grund „Empfänger von Sozi-

algeld oder Arbeitslosengeld II einschließlich Leistungen 
nach § 22 ohne Zuschläge nach § 24 des Zweiten Buches 
des Sozialgesetzbuches“ (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 RGebStV) 
befreit. Dies entspricht einem Anteil von 49,77 % am 
Gesamtbestand befreiter privater Teilnehmerkonten 
und bedeutet erneut einen leichten Rückgang gegenüber 
dem Vorjahreswert (2011: 50,69 %). Von der Anzahl her ist 
bei diesem Befreiungsgrund mit ./. 33.164 Teilnehmer-
konten der größte Rückgang festzustellen. Die Anzahl 
der Befreiungen für „Behinderte Menschen, deren Grad 
der Behinderung nicht nur vorübergehend wenigstens 
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80 % beträgt und die wegen ihres Leidens an öffentli-
chen Veranstaltungen ständig nicht teilnehmen können“ 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 8 RGebStV) sank gegenüber 2011 um 
./. 30.317 private Teilnehmerkonten (./. 5,80 %). Der 
Anteil dieser Teilnehmerkonten am Gesamtbestand 
befreiter privater Teilnehmerkonten beträgt 15,49 %.

Der stärkste Zuwachs befreiter privater Teilnehmer-
konten gegenüber den Werten 2011 ist mit + 40.374  
Teilnehmerkonten (+ 9,79 %) bei dem Befreiungsgrund 
„Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung“ (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 RGebStV) zu 
verzeichnen. Der Anteil dieser Teilnehmerkonten am 
Gesamtbestand befreiter privater Teilnehmerkonten 
beträgt 14,24 %.

Ist ein/e Teilnehmer/in mit der Entscheidung über den 
Antrag auf Befreiung von der Rundfunkgebührenpfl icht 
nicht einverstanden, kann schriftlich Widerspruch ein-
gelegt werden. 

Der überwiegende Teil dieser schriftlichen Einwände 
wird im nicht-förmlichen Verfahren beantwortet. Bei 
dieser Bearbeitungsweise wird dem/r Teilnehmer/in 
eine noch ausführlichere Begründung der Entscheidung 
über den Befreiungsantrag gegeben. Dies führt in der 

weit überwiegenden Zahl der Fälle zu einem Abschluss 
des Verfahrens und hat sich daher bewährt. 

Die Anzahl der Widersprüche, die mit einem rechtsmit-
telfähigen Bescheid bearbeitet wurden, ist im Jahr 2012 
mit rund 5.000 förmlichen Bescheiden im Vergleich zum 
Vorjahr leicht gestiegen (2011: rund 4.100 förmliche Be-
scheide). Von den rund 5.000 Widersprüchen wurden 
im Jahr 2012 rund 80 % abgelehnt. Eine Teilstattgabe 
erfolgte in rund 10 % der Fälle. Nur 10 % der Widersprü-
che waren berechtigt und führten zu einer Stattgabe. 

Mit dem seit 1. Januar 2013 geltenden Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrag haben sich auch einzelne Sachver-
halte im Befreiungsverfahren geändert. So haben die 
aus gesundheitlichen Gründen befreiten Teilnehmer/
innen, denen das Merkzeichen „RF“ zuerkannt wurde, 
seit Beginn des Jahres 2013 nur noch einen Anspruch 
auf einen ermäßigten Rundfunkbeitrag von einem Drit-
tel. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass in einer 
Vielzahl von Fällen auch die Voraussetzungen für eine 
Befreiung aus sozialen Gründen vorliegen werden, 
sodass auf entsprechenden Antrag hin weiterhin eine 
vollständige Befreiung von der Beitragspfl icht bean-
sprucht werden kann.

Befreiungen



26 Serviceleistungen für die Rundfunkanstalten

Über die in der Verwaltungsvereinbarung „Gebühren-
einzugszentrale“ defi nierten Aufgaben des Rundfunk-
gebühreneinzugs hinaus erbringt die GEZ zusätzliche 
Serviceleistungen für die Rundfunkanstalten.

Unterstützung Marktbearbeitung

Die Aufgaben des Beauftragtendienstes der Landes-
rundfunkanstalten beinhalteten im Berichtsjahr die 
Beratung der Teilnehmer/innen bzw. potentiellen Teil-
nehmer/innen sowie die Meldung nicht angemeldeter 
Rundfunkgeräte zur Steigerung der Gebührengerech-
tigkeit. Seit Beginn des Jahres 2013 und dem Umstieg 
auf das geräteunabhängige Beitragsmodell sind die 
Berater der Landesrundfunkanstalten nur noch im nicht 
privaten Bereich tätig.

Produkt: Serviceleistungen für die Rundfunkanstalten

Zu-/Anmeldungen durch Beauftragtendienst
Hörfunkgeräte Fernsehgeräte Neuartige Rundfunkgeräte
privat nicht-privat privat nicht-privat privat nicht-privat

130.545 89.295 151.805 37.133 70.974 9.723

Die GEZ bietet Serviceleistungen zur Unterstützung der 
durch die Landesrundfunkanstalten vorgenommenen 
Marktbearbeitungsaktivitäten an. Hierzu zählt in erster 
Linie die Verarbeitung der Meldungen, die der Beauf-
tragtendienst an die GEZ weitergibt.

Im Jahr 2012 wurden durch den Beauftragtendienst 
ca. 275.000 Belege mit An- und Zumeldungen von 
Rundfunkgeräten bei der GEZ eingereicht.

Die durch den Beauftragtendienst erzielten Ergebnisse 
sind in der unten stehenden Tabelle aufgeführt.

Im Vergleich zum Vorjahr war die Zahl der eingereichten 
Belege durch den Beauftragtendienst rückläufi g. Der 
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Abbau der Tätigkeiten des Beauftragtendienstes ist vor 
dem Hintergrund der Aufnahme des Beitragseinzugs 
ab Januar 2013 zu sehen und des damit verbundenen 
Willens, auf den Beauftragtendienst bisheriger Prägung 
zu verzichten.

Bereitstellung von Kennzahlen bzw. Statistiken

Als Serviceleistung werden regelmäßig Auswertungen 
über den Geschäftserfolg erstellt und den Rundfunkan-
stalten zur Verfügung gestellt. Dies sind u. a. Auswer-
tungen zur Teilnehmerkonten- und Geräteentwicklung 
sowie zum Zahlungsverhalten der Teilnehmer/innen. 

Zur Bewertung der Ertragsentwicklung in den nächsten 
Jahren erfolgen zudem kontinuierlich umfangreiche 
Analysen und Berechnungen, insbesondere auch 
zu den Auswirkungen des seit dem 1. Januar 2013 
geltenden neuen Rundfunkfinanzierungsmodells. 
Neben Auswertungen des Datenbestandes der GEZ 
werden zusätzlich Veröffentlichungen von statistischen 
Ämtern und Daten von kommerziellen Anbietern zu 
wirtschaftlichen, soziodemografi schen und konjunk-
turellen Entwicklungen herangezogen, bewertet und 
berücksichtigt.

Internet-Portal „GEZ Service“

Das Internet-Portal „GEZ Service“ bietet in einer ein-

Serviceleistungen für die Rundfunkanstalten

heitlichen Umgebung die Bereitstellung von Daten und 
Statistiken in den Komponenten Rundfunkgebühren-In-
formationssystem (RGI) und Statistik-Informationssys-
tem (SIS). Diese sind über das Internet-Portal zeitnah 
für alle Rundfunkanstalten verfügbar. Die bereitgestell-
ten Daten und Ergebnisse können in die Bürokommu-
nikation der Rundfunkanstalten herunter geladen wer-
den, so dass eine automatisierte Weiterverarbeitung 
möglich ist. Das Internet-Portal bietet eine Such- und 
Hilfefunktion, die Archivierung von Auswertungen und 
Berichten sowie eine automatische Benachrichtigung 
bei neu bereitgestellten Daten. Zugelassen für dieses 
Internet-Portal sind ausgewählte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Rundfunkanstalten.

Aufgrund der Änderung der Bemessungsbasis in der 
Rundfunkfi nanzierung kommt es auch zu nachgela-
gerten Veränderungen von Datenbeständen in den 
Bereichen Buchhaltung, Statistiken sowie Marktbear-
beitung. Seit Beginn des Jahres 2013 dient das RGI 
daher nur noch als Archivdatenbank für Altdokumente 
zum Gebühreneinzug. Alle neuen Dokumente werden 
seit Jahresbeginn 2013 in den Nachfolge-Datenbanken 
Beitrags-Informations-System (BIS), Statistik-Informa-
tions-System (SIS) und Marketing-Informations-System 
(MAI) abgelegt. Auch für diese Datenbanken sind nur 
ausgewählte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Rundfunkanstalten zugelassen.
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Die Umstellung der Produktion auf 
das neue Finanzierungsmodell

Angesichts der anstehenden Umstellung auf die neue 
Rundfunkfi nanzierung bereitete sich auch die sach-
bearbeitende Produktion der GEZ im Jahr 2012 auf 
den anstehenden Wechsel vor. Gebündelt wurden die 
umfangreichen Aktivitäten in dem Projekt „Umstellung 
der Produktion“, das die reguläre Bearbeitung von 
Teilnehmeranliegen, aber auch die Durchführung von 
Sondermaßnahmen sicherstellte, die im Rahmen der 
Umstellung anstanden bzw. aktuell angelaufen sind. 

Die zu bewältigenden Aufgaben umfassten neben der 
vollumfänglichen Anpassung der Bearbeitungsregeln 
für die Sachbearbeitung viele weitere Facetten, die 
es zu berücksichtigen galt. So wurden in Vorbereitung 
der Umstellung nahezu alle Texte angepasst, die 
in der Kommunikation mit den Teilnehmer(n)/innen 
bzw. Beitragszahler(n)/innen eine Rolle spielen. Dazu 
mussten rund 240 Briefvorlagen mit zum Teil bis zu 10 
Variationen, die Informationsmaterialien und Formu-
lare, aber auch Kommunikationsleitfäden für Telefon-
gespräche oder Internetinhalte überprüft und fast in 
Gänze überarbeitet werden. Es wurde darauf geachtet, 
nicht nur die neuen rechtlichen Rahmenbedingungen 
umzusetzen und Formalien wie Begriffl ichkeiten an-
zupassen, sondern die Texte auch verständlicher und 
kundenfreundlicher zu gestalten. 

Neben den inhaltlichen Änderungen musste auch der 
Name „Gebühreneinzugszentrale – GEZ“ geändert 
werden, da seit Beginn des Jahres 2013 keine Ge-
bühren mehr eingezogen werden, sondern Beiträge. 
Infolgedessen bedurfte es einer Anpassung des ge-
samten Corporate Design hin zu ‚ARD ZDF Deutsch-
landradio Beitragsservice’. Hierfür galt es zum Beispiel, 
ein neues Logo umzusetzen und den Austausch in 
sämtlichen Schriftstücken zu initiieren. Entsprechend 
wurde auch der Austausch von Informationsmaterialien, 
Broschüren und Formularen, die für die Bürgerinnen 

und Bürger z. B. in Behörden und Banken ausliegen, 
vorbereitet und durchgeführt. Neben mehr als 23.500 
„Starterpaketen“ mit Ausstellungsständern und Formu-
lar-Broschüren wurden im Übergangszeitraum bis in 
den Januar 2013 hinein weitere ca. 11.700 Pakete mit 
Formular-Broschüren an Jobcenter, Ämter, Postfi lialen, 
Beratungsstellen, Betreuer, Verbraucherzentralen, 
Kreditinstitute, Umzugsunternehmen, Bestattungsun-
ternehmen usw. versandt. Darin enthalten waren rund 
1,6 Mio. Broschüren für Bürgerinnen und Bürger, rund 
700.000 Broschüren für Unternehmen, Institutionen, 
Selbständige, Freiberufl er sowie für Einrichtungen 
des Gemeinwohls, ca. 2,3 Mio. Antragsformulare zur 
Befreiung oder Ermäßigung von der Beitragspfl icht 
sowie rund 330.000 Rücksendeumschläge für Ämter 
und Behörden.

Die Internetseite www.rundfunkbeitrag.de, auf der sich 
sowohl die Bürgerinnen und Bürger als auch Firmen 
etc. über die Änderungen informieren können, wurde 
eingerichtet und bereits im Februar 2012 online gestellt. 
Hierüber war schon frühzeitig die Möglichkeit sicher-
gestellt, schnell und unkompliziert Fragen zur neuen 
Rundfunkfi nanzierung via Internet an die GEZ bzw. den 
Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschlandradio 
oder die Rundfunkanstalten zu richten. 

Für die meisten Bürgerinnen und Bürger hat sich 
durch die Umstellung auf den Rundfunkbeitrag nichts 
verändert. An einige Zielgruppen, insbesondere im 
nicht privaten Bereich, aber beispielsweise auch an 
private Teilnehmer/innen, die bislang nur mit einem 
Hörfunkgerät gemeldet waren und ab dem 1. Januar  
2013 einen vollen Rundfunkbeitrag zahlen müssen, 
wurden bereits im Jahr 2012 Informationsschreiben 
versandt. Ziel der sogenanten Migrationsschreiben war 
es, auf die Auswirkungen der anstehenden Änderungen 
aufmerksam zu machen und Gelegenheit zu bieten, 

Ein Kraftakt der besonderen Art 

Umstellung auf das neue Finanzierungsmodell
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schon vor Ablauf des Jahres 2012 etwaige Umstände 
mitzuteilen, die ab 2013 Wirkung entfalten (z.B. Ab-
meldung eines Teilnehmerkontos, wenn eine andere 
Person in der Wohnung separat angemeldet ist), oder 
zusätzlich benötigte Angaben zu machen, wie dies im 
neuen Finanzierungsmodell im nicht privaten Bereich 
erforderlich ist. Insgesamt wurden im nicht privaten Be-
reich rund 5,1 Mio. Schreiben und im privaten Bereich 
rund 3,6 Mio. Schreiben ausgebracht.

Als Folge der Umstellung war bereits im Jahr 2012 ein 
erhöhter Arbeitsaufwand zu erwarten, z.B. aufgrund von 
Telefonanrufen oder des Eingangs von Schreiben der 
Bürgerinnen und Bürger bzw. der Firmen im Nachgang 
zu den an sie versandten Informationsschreiben oder 
als Reaktion auf die allgemeine Presseberichterstat-
tung. Daher wurden im Jahr 2012 sukzessive Neu-
einstellungen von Mitarbeiter(n)/innen vorgenommen, 
die für einen befristeten Zeitraum die Bearbeitung der 
Kundenanliegen unterstützen. 

Die Entscheidung zum Einsatz zusätzlichen Personals 
hat sich in der Praxis als zutreffend erwiesen. So war 
insbesondere gegen Ende 2012 und in den ersten 
Monaten 2013 ein erheblich erhöhter Eingang an 
Telefonaten sowie an Briefen, Fax und E-Mails zu ver-
zeichnen. In der Spitze erreichten den Beitragsservice 
von ARD, ZDF und Deutschlandradio im Februar 2013 
an einem einzigen Tag 395.000 Anrufversuche bzw. 
rund 180.000 schriftliche Vorgänge. Regulär beläuft 
sich der Eingang auf ca. 33.000 Anrufversuche bzw. 
auf 81.000 schriftliche Vorgänge am Tag.

Neben der Einstellung und Schulung neuer Mitarbeiter/
innen war es erforderlich, auch die vorhandenen Be-
schäftigten auf die geänderte Bearbeitungsweise ab 
dem Jahr 2013 vorzubereiten und das entsprechende 
Know-How zu vermitteln. Zu diesem Zweck führte 

die GEZ im Jahr 2012 schon frühzeitig umfangreiche 
Schulungsmaßnahmen durch.

In der am 15. Dezember 2010 von den Ministerprä-
sidenten unterzeichneten Fassung des „Fünfzehnten 
Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staats-
verträge“ (Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsver-
trag) ist in den Übergangsbestimmungen des § 14 
Absatz 9 zudem ein einmaliger Datenabgleich mit den 
Meldebehörden vorgesehen. Mittels der einmaligen, 
stichtagsbezogenen Übermittlung der Meldedaten 
aller volljährigen Personen sollen die Landesrund-
funkanstalten in die Lage versetzt werden, fehlende 
Beitragszahlerkontenbestände zu heben und damit für 
mehr Beitragsgerechtigkeit zu sorgen. Die Vorbereitun-
gen für den einmaligen Meldedatenabgleich wurden 
ebenfalls maßgeblich im Jahr 2012 getroffen (siehe 
dazu auch die Ausführungen im Kapitel „Technik und 
Verfahren“, Seite 31). 
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Technik und Verfahren

Technik und Verfahren

Der 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag wurde im De-
zember 2010 durch die Ministerpräsidenten paraphiert. 
Die Ratifi zierung durch die Landtage der Bundesländer 
erfolgte im Laufe des Jahres 2011. Als letztes Bundes-
land stimmte im Dezember 2011 Schleswig-Holstein 
dem 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag  zu. 

Bereits im Jahr 2010 wurden die Arbeiten am Projekt 
„Umstellung der IT-Systeme“ begonnen, dessen Ziel 
es war, zeitgerecht zur Modellumstellung die Änderung 
aller datenverarbeitenden Systeme der GEZ zur Abbil-
dung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages sicherzu-
stellen. Diese Änderungen beinhalteten alle fachlich 
notwendigen Funktionen für den Übergang vom ge-
rätebasierten Gebühreneinzug zu dem seit 1. Januar 
2013 geltenden geräteunabhängigen Beitragsmodell, 
das hinsichtlich der Beitragspfl icht an das Innehaben 
einer Wohnung bzw. Betriebsstätte anknüpft. 

Besonders zu berücksichtigten war jedoch, dass die 
Funktionen des Gebühreneinzugssystems auch nach 
dem 1. Januar 2013 in dem dafür noch erforderlichen 
Umfang weiterhin zur Verfügung stehen müssen, um 
den Bürgerinnen und Bürgern, den Unternehmen oder 
sonstigen Institutionen auch nach dem Wechsel des Fi-
nanzierungssystems weiterhin Auskunft zu Sachverhal-
ten aus der Zeit des gerätebasierten Gebühreneinzugs 
erteilen zu können. Entsprechend den Übergangs-
vorschriften des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages 
wurden zudem bereits ab Februar 2012 Unternehmen, 
Institutionen und Einrichtungen des Gemeinwohls 
angeschrieben, um die notwendigen Informationen für 
die ab dem Jahr 2013 bestehende Beitragspfl icht zu 
erhalten (Anzahl Betriebsstätten, Beschäftigte und Kfz). 
Das DV-System wurde termingerecht um Funktionen 

zur Erfassung und Verarbeitung der entsprechenden 
Informationen erweitert. 

In den Jahren 2011 und 2012 wurde das neue DV-
System zur Unterstützung des Beitragseinzugs auf 
Basis der bestehenden, für den Gebühreneinzug 
konzipierten Individualsoftware erstellt. Vor diesem 
Hintergrund und auch wegen der eng bemessenen 
Zeitspanne für die Projektdurchführung und einiger 
zu Projektbeginn noch nicht abschließend geklärter 
Fachanforderungen konnte eine Systemumstellung 
nicht mit externem Personal, sondern nur mit Hilfe 
des Know-Hows der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der GEZ durchgeführt werden. Dies war insofern eine 
besondere Herausforderung, als diese Arbeiten mit 
nahezu unveränderten Personalressourcen parallel 
zum IT-Regelbetrieb durchgeführt werden mussten. 

Nach umfangreichen Tests wurde das DV-System 
im November 2012 auf eine beitragsfähige Version 
migriert und produktiv gesetzt. Dieser erste Schritt 
der Umstellung war insofern bereits im November 
notwendig, als im Folgemonat Rechnungen für Teilneh-
merkonten mit gesetzlichem Zahlungsrhythmus in der 
Mitte eines Dreimonatszeitraums ausgebracht werden 
mussten, die erstmals Beitragsanteile (für den Januar 
2013) beinhalteten. Ende Dezember wurde dann die 
endgültige Umstellung des DV-Systems auf den Bei-
tragseinzug durchgeführt und der Datenbestand zum 
31. Dezember 2012 in das Beitragsmodell überführt. 
In diesem Zusammenhang wurde zudem die gesamte 
Kommunikation, d. h. Briefe, Fax, E-Mail, Telefon und 
Internet, auf das Label Beitragsservice von ARD, ZDF 
und Deutschlandradio umgestellt. 

Umstellung der IT-Systeme
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Auf Basis landesgesetzlicher Regelungen erfolgt 
bereits seit geraumer Zeit fl ächendeckend eine regel-
mäßige Übermittlung bestimmter Daten der Meldebe-
hörden im Falle der Anmeldung, Abmeldung oder des 
Todes volljähriger Einwohner/innen an die zuständige 
Landesrundfunkanstalt bzw. an die GEZ (siehe dazu 
auch die Ausführungen in Kapitel Teilnehmerbetreuung, 
Seite 13). Die Übermittlung und die Verarbeitung dieser 
Daten, die ausschließlich dem Zweck des Rundfunk-
gebühreneinzugs dient, unterlag auch in der Vergan-
genheit stets hohen datenschutz- und datensicher-
heitstechnischen Standards. Die landesgesetzlichen 
Regelungen wurden inzwischen an das seit 1. Januar 
2013 geltende Beitragsmodell angepasst. Die regelmä-
ßige Datenübermittlung erfolgt daher auch weiterhin.

Im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag wurde über diese 
regelmäßige Datenübermittlung hinaus ein einma-
liger Meldedatenabgleich festgeschrieben, bei dem 
über einen Zeitraum von 2 Jahren in vier etwa gleich 
großen Tranchen die Bestandsdaten aller volljährigen 
Einwohner/innen mit Stichtag 3. März 2013 an die Lan-
desrundfunkanstalten bzw. an den Beitragsservice von 
ARD, ZDF und Deutschlandradio übermittelt werden.

Die Übermittlungsstandards der einzelnen Meldebe-
hörden waren bis dato höchst unterschiedlicher Natur. 
Daher wurde der einmalige Meldedatenabgleich dazu 
genutzt, einheitliche Übermittlungsstandards – nicht 

nur für den einmaligen Abgleich, sondern auch für die 
regelmäßige Datenübermittlung – festzuschreiben. 
Im Zuge der Vorbereitungen zur Umstellung auf das 
neue Finanzierungsmodell fanden daher bereits ab 
2010 diverse Gespräche mit der Koordinierungsstelle 
für IT-Standards (KoSIT) statt, um den Standard einer 
automatisieren Übermittlung festzulegen. An diesen 
Gesprächen waren neben Vertretern der GEZ auch 
Vertreter der im Bund und in den Ländern tangierten 
Fach- und Rechtsbereiche zur Meldedatenübermittlung 
beteiligt. So bestand schon Anfang Juni 2011 Einver-
nehmen, dass die einmalige Datenübermittlung von den 
Meldebehörden an die Landesrundfunkanstalten bzw. 
an den Beitragsservice mit dem sogenannten Standard 
„OSCI-XMeld“ (Online Services Computer Interface) 
erfolgen und dieser Übermittlungsstandard auch für die 
regelmäßige Datenübermittlung genutzt werden sollte. 

Am 8. November 2012 veröffentlichten die Daten-
schutzbeauftragten der Länder eine Entschließung 
unter der Überschrift „Übermittlung von Meldedaten 
an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und 
die GEZ rechtskonform gestalten“. Darin unterstützen 
bzw. fordern sie ausdrücklich den Einsatz des Übermitt-
lungsstandards OSCI-XMeld bei der Datenübermittlung 
an die GEZ. Die Nutzung dieses Standards für die 
Meldedatenübermittlung an die GEZ bzw. den Beitrags-
service war zu diesem Zeitpunkt allerdings bereits seit 
längerem vereinbart und ist seit Anfang 2013 produktiv.

Umstellung auf den OSCI-XMeld-Standard 
bei der Meldedatenübermittlung
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Nach abschließender Ratifi zierung des 15. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrages am 16. Dezember 2011 
nahmen die Umstellungsaktivitäten erwartungsgemäß 
noch einmal an Fahrt auf. Konzeptionelle Arbeiten 
zur Umsetzung des neuen Finanzierungsmodells ge-
langten in ihre Schlussphase und waren datenschutz-
rechtlich zu bewerten. Daneben traten auch diverse 
Fragestellungen datenschutzrechtlicher Natur in Zu-
sammenhang mit der Realisierung des „Einheitlichen 
Euro-Zahlungsverkehrsraums“, kurz: SEPA (englisch: 
Single Euro Payments Area), zutage. SEPA ist ein we-
sentlicher Meilenstein auf dem Weg zur Vollendung der 
Wirtschafts- und Währungsunion. Die SEPA-Regularien 
stellen in der Praxis mitunter jedoch Anforderungen auf, 
die aus Datenschutzsicht kritisch zu bewerten sind.

Gesetzliche Grundlagen

Die gesetzlichen Grundlagen unterscheiden einerseits 
zwischen der Verarbeitung der Daten der Rundfunk-
teilnehmer/innen und andererseits der Verarbeitung 
der Mitarbeiterdaten der GEZ. Die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten der Mitarbeiter/innen der GEZ 
beurteilt sich nach den Datenschutzbestimmungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen und wird in analoger 
Anwendung des § 52 WDR-Gesetz von dem/der Da-
tenschutzbeauftragten des Westdeutschen Rundfunks 
überwacht. Soweit die personenbezogenen Daten der 

Rundfunkteilnehmer/innen verarbeitet werden, galten 
bis zum 31. Dezember 2012 die bereichsspezifi schen 
Datenschutzregelungen im Rundfunkgebührenstaats-
vertrag (RGebStV). Seit 1. Januar 2013 gelten die 
entsprechenden Regelungen des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrages (RBStV). Ergänzend sind die jeweiligen 
landesgesetzlichen Vorschriften zu beachten. 

Insbesondere regelt § 8 Abs. 4 RGebStV die Möglich-
keiten der GEZ zur Adressanmietung. Danach können 
die zuständige Rundfunkanstalt bzw. die GEZ „zur Fest-
stellung, ob ein den Vorschriften dieses Staatsvertrages 
genügendes Rundfunkteilnehmerverhältnis besteht, 
und zur Verwaltung von Rundfunkteilnehmerverhält-
nissen personenbezogene Daten bei nicht öffentlichen 
Stellen ohne Kenntnis des Betroffenen erheben, verar-
beiten oder nutzen“. Auch der Rundfunkbeitragsstaats-
vertrag enthält eine entsprechende Regelung (§ 11 Abs. 
4 RBStV), jedoch ist die Möglichkeit einer Anmietung 
privater Anschriften für einen Zeitraum bis Ende 2014 
wegen des in dieser Zeit stattfi ndenden fl ächendecken-
den einmaligen Abgleichs mit den Bestandsdaten der 
Meldebehörden zu volljährigen Einwohner(n)/innen 
ausgesetzt.

Für die Landesrundfunkanstalten gelten jeweils die 
datenschutzrechtlichen Vorschriften des Bundeslan-
des, in dem die Rundfunkanstalt ihren Sitz hat. Diese 
sind auch anzuwenden in Bezug auf die Daten der 
Rundfunkteilnehmer/innen des betreffenden Anstalts-
bereichs, die bei der GEZ gespeichert werden. Die 
Überwachung des Datenschutzes obliegt – auch be-
züglich der Verarbeitung der Rundfunkteilnehmerdaten 
– der oder dem für die jeweilige Rundfunkanstalt zu-
ständigen Datenschutzbeauftragten. Für die Bereiche 
Radio Bremens, des Hessischen Rundfunks und des 
Rundfunks Berlin-Brandenburg ist für die Datenschutz-
Kontrolle außerhalb der journalistisch-redaktionellen 
Datenverarbeitung zusätzlich der bzw. die jeweilige 
Landesbeauftragte für den Datenschutz zuständig.
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Bei der GEZ ist unbeschadet der Zuständigkeit des 
nach Landesrecht für die jeweilige Landesrundfunk-
anstalt zuständigen Datenschutzbeauftragten gemäß 
§ 8 Abs. 2 RGebStV (neu: § 11 Absatz 2 RBStV) eine 
betriebliche Datenschutzbeauftragte bestellt worden, 
die unmittelbar der Geschäftsleitung untersteht.

Datenschutzbeauftragte der Rundfunkanstalten

Die Datenschutzbeauftragten der Rundfunkanstalten 
haben sich entsprechend der Vorjahre auch im Jahr 
2012 wiederholt mit Eingaben Betroffener oder mit 
Fragen grundsätzlicher Natur, z.B. zum Mailing-, zum 
Abmelde- oder zum Befreiungsverfahren, an die Daten-
schutzbeauftragte der GEZ gewandt, um von dort aus 
über die Hintergründe von Einzelfallbearbeitungen oder 
über Verfahrensfragen unterrichtet zu werden und diese 
kritisch zu beleuchten. Darüber hinaus haben auch im 
Berichtsjahr regelmäßige Sitzungen des „Arbeitskreises 
Datenschutzbeauftragte – AK DSB“ stattgefunden. Der 
Arbeitskreis hat sich unter anderem zum Ziel gesetzt, 
die Sicherstellung des Datenschutzes bei der GEZ 
nach möglichst einheitlichen Kriterien, d.h. nach den 
jeweils strengsten Anforderungen, zu gewährleisten. 
Von den Angelegenheiten, mit denen sich die Daten-
schutzbeauftragten der Rundfunkanstalten und der 
GEZ – neben der Erledigung ihrer Aufgaben im eigenen 
Hause, der Bearbeitung von Einzelfragen und Eingaben 
von Betroffenen etc. – im Rahmen des Arbeitskreises 
im Berichtsjahr befasst haben, sind beispielhaft die 
Folgenden zu nennen: 

• Neues Befreiungs-/ Ermäßigungsverfahren

•  Einmaliger Meldedatenabgleich 

•  Protokollierung lesender Zugriffe auf Teilnehmer-
daten

•  Auftragsdatenverarbeitung analog § 11 BDSG

•  Betriebliches Eingliederungsmanagement

•  abschließende Erarbeitung eines Leitfadens zum 
Thema „Social Media Guidelines“.

Betriebliche Datenschutzbeauftragte der GEZ

Die betriebliche Datenschutzbeauftragte der GEZ hatte 
im Berichtsjahr insgesamt 1.950 Eingaben von Betrof-
fenen oder Dritten zu Fragen des Datenschutzes beim 
Rundfunkgebühreneinzug zu bearbeiten (Vorjahr 644). 

Betrachtet man das Gesamtvolumen der Eingaben, so 
ergibt sich eine ganz erhebliche Steigerung der zu be-
arbeitenden Fälle. Dies ist aber einzig auf die enorme 
Menge an Anfragen über die Internet-Plattform www.
selbstauskunft.net zurückzuführen (Stand am 31.12.2012 
laut Statistik auf der entsprechenden Internetseite: 9.978 
Stück), die – sofern sie Personen mit Teilnehmerkonto be-
trafen – zumindest bis August 2012 zu einem großen Teil 
im Bereich Datenschutz beantwortet worden sind (1.427 
Vorgänge/ Vorjahr: 97 Vorgänge). Ab diesem Zeitpunkt 
wurden auch die Vorgänge mit Teilnehmerkontenbezug 
durch eigens geschulte Mitarbeiter/innen der Sachbear-
beitung beantwortet. Die übrigen Vorgänge, also solche, 
bei denen es sich um Personen ohne Teilnehmerkonto 
handelt oder um solche, die lediglich ein Mailing erhalten 
hatten, erfolgte die Bearbeitung von vorneherein durch 
die Sachbearbeitung. Entgegen der zitierten Statistik, die 
mit Stand Anfang Januar 2013 lediglich 1.179 beantwor-
tete Anfragen aufführt, werden im Übrigen alle Anfragen 
beantwortet. Die Differenz dürfte vermutlich darauf zu-
rückzuführen sein, dass sich nur ein Bruchteil derjenigen, 
die das Internetformular nutzen, auch bei dem Betreiber 
zurückmeldet, ob und wann das Auskunftsersuchen be-
antwortet wurde.

Lässt man die Summe der Eingaben ohne die Auskunfts-
ersuchen über www.selbstauskunft.net (523 Vorgänge) 
außer Betracht, ist die Anzahl der Eingaben im Jahr 2012 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum zurückgegangen, und 
zwar um 121 Eingaben.

Das Diagramm auf Seite 34 gibt einen Überblick, in welche 
wesentlichen Sachverhaltsgruppen die Eingaben (ohne 
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die Auskunftsersuchen über www.selbstauskunft.net) 
unterteilt werden können (wobei ein Vorgang auch bei 
mehreren angesprochenen Sachverhalten jeweils nur 
einer Fallgruppe zugeordnet wurde).

Bei den Vorgängen handelte es sich in 59 Fällen (Vorjahr 
107) um Ersuchen von Finanzämtern oder anderen Drit-
ten um Auskunft über Daten von Rundfunkteilnehmer(n)/
innen (insbesondere Bankverbindungen oder Anschrif-
ten), die mit Hinweis auf die strenge Zweckbindung der 
Daten gemäß § 3 Abs. 3 RGebStV jeweils ablehnend 
beantwortet wurden. Von den verbleibenden 464 Einga-
ben (Vorjahr 537) bezogen sich 81 (gegenüber 110 im 
Jahr 2011) auf Mailing-Aktionen zur Ausschöpfung des 
Teilnehmerpotenzials – mithin also eine unkritische Men-
ge in Anbetracht von rd. 10,6 Mio. Mailingbriefen und 
4,3 Mio. erreichten Adressat(en)/innen (siehe Seite 22). 
In diesen Schreiben wurde vielfach nach der Herkunft 
der verwendeten Adresse, nach der Berechtigung zur 
Nutzung dieser Daten oder nach der Rechtsgrundlage 
der Datenerhebung gefragt. Unverändert stark ist ein 

Trend zu verzeichnen, die Mailingschreiben inhaltlich 
überhaupt nicht zu beantworten, sondern im Gegenzug 
einen Fragenkatalog aus dem Internet herunter zu 
laden und damit u. a. eine Löschung oder Sperre der 
für die Mailingaktion verwendeten Daten zu verlangen. 

Zu allen Eingaben konnte der Sachverhalt aufgeklärt 
und den Betroffenen eine zufrieden stellende Antwort 
gegeben werden. Verstöße gegen datenschutzrechtli-
che Vorschriften wurden dabei nicht festgestellt. 

Die Anzahl der Anfragen oder Beschwerden zu Fragen 
des Datenschutzes beim Einzug der Rundfunkgebüh-
ren und speziell auch zu Mailingmaßnahmen ist – ge-
messen an der Menge der Rundfunkteilnehmer/innen, 
dem Gesamtvolumen des Mailings bzw. der insgesamt 
angefallenen Geschäftsvorgänge – nach wie vor als 
gering und unkritisch zu bewerten. 

178
61

156

Ersuchen von 
     Rundfunkteilnehmer(n)/
         innen um Auskunft 
           über zu ihrer Person 
              gespeicherte Daten

                  Fragen nach der 
               Herkunft von Daten
             (hauptsächlich von im 
          Rahmen des Direct-
     Mailing verwendeten
 Adressen) bzw.  nach der 
Berechtigung zur Datenerhebung

Verlangen von Teilnehmer(n)/ 
 innen bzw. Mailingadressat(en)/ 
 innen, gespeicherte personen-
bezogene Daten zu löschen, zu 
sperren oder zu berichtigen

Verlangen, Teilnehmerdaten
nicht zu anderen Zwecken zu
nutzen bzw. zu übermitteln

Anfragen von Finanzämtern unter 
Bezug auf § 93 etc. AO nach Daten

(insbesondere Bankverbindungen) 
von Rundfunkteilnehmer(n)/innen

Andere, nicht den vorstehenden Fallgruppen
zuzuordnende Anfragen bzw. Eingaben
bezüglich des Datenschutzes bei der GEZ

            

18

41

63

6

Anfragen von Kommunalkassen 
oder sonstigen Stellen nach Daten 

(Adressen,  Bankverbindungen) von 
Rundfunkteilnehmer(n)/innen  
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Gebührenentwicklung

 Gemeldete 
Rundfunkempfangsgeräte

Im Jahr 2012 ist erneut ein Rückgang der gemeldeten 
gebührenpfl ichtigen Geräte bei Hörfunk und Fernsehen 
zu verzeichnen. Bezogen auf den Jahresanfangsbe-
stand beträgt der Rückgang bei Hörfunk ./. 1,09 % und 
bei Fernsehen ./. 0,44 %. Bei den gebührenbefreiten 
Geräten ist im Jahr 2012 ein Rückgang bei Hörfunk 
von ./. 1,13 % und bei Fernsehen von ./. 0,26 % zu 
verzeichnen.

Den größten Anteil an den befreiten privaten Teil-
nehmerkonten stellen die ‚Empfänger von Sozialgeld 
oder Arbeitslosengeld II’ (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 RGebStV) 
mit 49,77 %. 

Seit Januar 2007 werden neuartige Rundfunk-
empfangsgeräte (NEG) geführt. Ausgewiesen 
werden ausschließlich die gebührenwirksamen 

NEG. Bei den NEG beträgt der Zuwachs der ge-
meldeten gebührenpflichtigen Geräte + 75.177 
(+ 17,39 %) und bei den gebührenbefreiten Geräten 
+ 5.593 (+ 29,87 %). Den größten Anteil an den befrei-
ten privaten NEG stellen die ‚Empfänger von Ausbil-
dungsförderung nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz, die nicht bei den Eltern leben’ (§ 6 Abs. 
1 Nr. 5a RGebStV) mit 53,74 %, und die ‚Empfänger 
von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II’ (§ 6 Abs. 1 Nr. 
3 RGebStV) mit 36,30 %.

In der unten stehenden Übersicht ist die Entwicklung 
der Anzahl gemeldeter Hörfunk- und Fernsehgeräte 
sowie die Entwicklung der NEG in den letzten fünf 
Jahren dargestellt.

Von den insgesamt gemeldeten Rundfunkempfangs-

Gemeldete Rundfunkempfangsgeräte

*) Einschließlich der Geräte im Hotel- und Gaststättengewerbe mit 
ermäßigter Gebühr in Höhe von 75 % bzw. 50 %.

Jahr Gebührenpfl ichtige Geräte *)         Gebührenbefreite Geräte 
 Bestand  Veränderung Bestand    Veränderung
 am 31.12.  im Jahr am 31.12.  im Jahr
Hörfunk   
2008 39.393.263 ./. 55.981 3.664.626  69.330
2009 39.119.249 ./. 274.014 3.765.320  100.694
2010 38.809.729 ./. 309.520 3.862.947  97.627
2011 38.650.469 ./. 159.260 3.864.426  1.479
2012 38.229.541 ./. 420.928 3.820.862 ./. 43.564
Fernsehen

2008 33.469.627 ./. 244.037 3.403.223  91.315
2009 33.161.731 ./. 307.896 3.529.787  126.564
2010 32.874.675 ./. 287.056 3.653.917  124.130
2011 32.752.856 ./. 121.819 3.682.049  28.132
2012 32.608.768 ./. 144.088 3.672.533 ./. 9.516
Neuartige Rundfunkempfangsgeräte

2008 187.131  68.896 4.463  2.400
2009 247.766  60.635 7.610  3.147
2010 328.249  80.483 12.536  4.926
2011 432.295  104.046 18.723  6.187
2012 507.472  75.177 24.316  5.593
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geräten waren am Jahresende 9,09 % der Hörfunkge-
räte, 10,12 % der Fernsehgeräte und 4,57 % der NEG 
gebührenbefreit. Zum Ende des Berichtsjahres waren 
ferner im Rahmen der speziellen Regelung für das 
Hotel- und Gaststättengewerbe für 1,50 % der gebüh-
renpfl ichtigen Hörfunkgeräte und 2,91 % der gebühren-
pfl ichtigen Fernsehgeräte Rundfunkgebühren in Höhe 
von 50 % bzw. 75 % der vollen Gebühr zu entrichten. 

Der sich aus diesen Gebührenbefreiungen bzw. -er-
mäßigungen für die Rundfunkanstalten ergebende Ge-
bührenausfall beläuft sich auf ca. 856,1 Mio. € im Jahr 
(ausgehend von den Gerätezahlen zum 31. Dezember 
2012 ohne Berücksichtigung von Bestandsverände-
rungen im Laufe des Jahres). Ohne die Gewährung 
von Befreiungen könnte die bis 31. Dezember 2012 
gültige Monatsgebühr von 17,98 € bei unveränderten 
Gebührenerträgen um rund 11,4 % bzw. 2,05 € gesenkt 
werden.  

Einen Eindruck über die Entwicklung der gemeldeten, 
von der Rundfunkgebührenpfl icht befreiten Hörfunk- 
und Fernsehgeräte sowie der befreiten NEG in den letz-
ten fünf Jahren vermittelt die unten stehende Abbildung.

Die Entwicklung des Bestands der gebührenpfl ichtigen 
und befreiten Hörfunk- und Fernsehgeräte sowie der 
NEG seit dem Jahr 2008 ist aus nachfolgendem Ver-
laufsdiagramm ersichtlich. 

Im Jahr 2008 war erstmals ein Rückgang des Bestands 
bei den gebührenpfl ichtigen Hörfunkgeräten und ein 
deutlich höherer Rückgang bei den gebührenpfl ichtigen 
Fernsehgeräten zu verzeichnen. Gleichzeitig stieg der 
Bestand der befreiten Hörfunk- und Fernsehgeräte bis 
2011 weiter an. Im Jahr 2012 ist ein Rückgang auch 
bei den befreiten Hörfunk- und Fernsehgeräten festzu-
stellen. Bei den gebührenpfl ichtigen und befreiten NEG 
setzt sich der Anstieg der Geräte auch in 2012 fort.

Die Bestandsveränderung der gebührenpfl ichtigen Hör-
funkgeräte im Jahr 2012 von ./. 420.928 Geräten setzt 
sich zusammen aus einem Rückgang von ./. 305.329 
privat geführten Hörfunkgeräten und ./. 115.599 nicht 
privaten Geräten. Die Veränderung der gebührenpfl ich-
tigen Fernsehgeräte von ./. 144.088 Geräten beinhaltet 
einen Rückgang von ./. 121.023 privat geführten Fern-
sehgeräten und ./. 23.065 nicht privaten Geräten. In 
der Veränderung der NEG von + 75.177 sind + 57.878 
private und + 17.299 nicht private Geräte enthalten.

Entwicklung der Zu- und Abgänge bei angemelde-
ten und befreiten Geräten
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gebührenpfl ichtige
Hörfunkgeräte
- volle Gebühr -

gebührenpfl ichtige
Hörfunkgeräte

- ermäßigte Gebühr - 

gebührenbefreite
Hörfunkgeräte

Hörfunkgeräte
insgesamt

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %
BR 6.233.539 16,6 110.588 19,3 433.566 11,3 6.777.693 16,1
HR 2.878.793 7,6 64.260 11,2 250.924 6,6 3.193.977 7,6
MDR 3.998.786 10,6 52.684 9,2 528.390 13,8 4.579.860 10,9
NDR 6.730.964 17,9 129.230 22,6 711.155 18,6 7.571.349 18,0
RB 295.433 0,8 4.477 0,8 47.996 1,3 347.906 0,8
RBB 2.482.653 6,6 48.597 8,5 413.342 10,8 2.944.592 7,0
SR 455.075 1,2 2.645 0,5 44.269 1,2 501.989 1,2
SWR 6.851.783 18,2 86.009 15,0 478.089 12,5 7.415.881 17,6
WDR 7.729.505 20,5 74.520 13,0 913.131 23,9 8.717.156 20,7
Gesamt 37.656.531 100,0 573.010 100,0 3.820.862 100,0 42.050.403 100,0

gebührenpfl ichtige
Fernsehgeräte
- volle Gebühr -

gebührenpfl ichtige
Fernsehgeräte

- ermäßigte Gebühr -

gebührenbefreite
Fernsehgeräte

Fernsehgeräte
insgesamt

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %
BR 5.072.369 16,0 201.416 21,2 379.050 10,3 5.652.835 15,6
HR 2.312.136 7,3 77.201 8,1 248.506 6,8 2.637.843 7,3
MDR 3.447.206 10,9 85.645 9,0 516.827 14,1 4.049.678 11,2
NDR 5.587.762 17,6 211.784 22,3 700.250 19,1 6.499.796 17,9
RB 245.117 0,8 6.193 0,7 46.804 1,3 298.114 0,8
RBB 2.147.238 6,8 79.284 8,4 413.673 11,3 2.640.195 7,3
SR 397.752 1,3 5.883 0,6 42.411 1,2 446.046 1,2
SWR 5.666.357 17,9 164.165 17,3 439.883 12,0 6.270.405 17,3
WDR 6.784.232 21,4 117.028 12,3 885.129 24,1 7.786.389 21,5
Gesamt 31.660.169 100,0 948.599 100,0 3.672.533 100,0 36.281.301 100,0

gebührenpfl ichtige
NEG

- volle Gebühr -

gebührenpfl ichtige
NEG

- ermäßigte Gebühr -

gebührenbefreite
NEG

NEG
insgesamt

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %
BR 98.953 19,5 0 0,0 3.436 14,1 102.389 19,3
HR 34.817 6,9 0 0,0 1.581 6,5 36.398 6,8
MDR 51.311 10,1 0 0,0 3.759 15,5 55.070 10,4
NDR 79.025 15,6 0 0,0 3.840 15,8 82.865 15,6
RB 4.999 1,0 0 0,0 351 1,4 5.350 1,0
RBB 48.257 9,5 0 0,0 3.431 14,1 51.688 9,7
SR 4.234 0,8 0 0,0 162 0,7 4.396 0,8
SWR 91.938 18,1 0 0,0 3.260 13,4 95.198 17,9
WDR 93.938 18,5 0 0,0 4.496 18,5 98.434 18,5
Gesamt 507.472 100,0 0 0,0 24.316 100,0 531.788 100,0

Gemeldete Rundfunkempfangsgeräte

Gesamtzahl der nach dem Stand vom 
31.12.2012 gemeldeten Rundfunkemp-
fangsgeräte aufgeteilt auf die Bereiche 
der einzelnen Landesrundfunkanstalten
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Gesamterträge aus Rundfunkgebühren

Gesamterträge aus Rundfunkgebühren

Die Verteilung der Gesamterträge*) (einschließlich 
der Gebührenanteile für die Landesmedienanstalten) 
gemäß der Rundfunkgebühren-Abrechnung 2012 auf 
die Landesrundfunkanstalten, DRadio und ZDF ist in 
der nachstehenden Abbildung dargestellt.

Das Volumen der Gesamterträge der Landesrundfunk-
anstalten reicht von 42,1 Mio. € bei Radio Bremen bis 
zu 1.146,2 Mio. € beim Westdeutschen Rundfunk. 
Grund für die unterschiedlichen Beträge ist die Anzahl 
der Teilnehmer/innen mit Wohnsitz im Gebiet der jewei-
ligen Landesrundfunkanstalt. DRadio und ZDF erhalten 
jeweils die oben aufgeführten Anteile am Gesamtauf-
kommen der Gesamterträge von 7.492,5 Mio. €.

*)  Als Gesamterträge werden die Rundfunkgebührenerträge und 
die anderen Erträge im Zusammenhang mit dem Rundfunkge-
bühreneinzug ausgewiesen.

Die Entwicklung der Gesamterträge im Jahr 2012 ist 
erneut rückläufi g. Im Vorjahresvergleich ist eine Verrin-
gerung der Gesamterträge von ./. 41,0 Mio. € bzw. ./. 
0,54 % zu verzeichnen. Diese Verringerung resultiert 
aus der Bestandsentwicklung der gebührenpfl ichtigen 
Hörfunk- und Fernsehgeräte. Seit dem Jahr 2008 sind 

die Bestände der Rundfunkgeräte rückläufi g. Dieser 
Trend setzte sich im Jahr 2012 fort (vgl. Kapitel Ge-
meldete Rundfunkempfangsgeräte). 

Die nachstehende Abbildung (S. 39) zeigt die Entwick-
lung der Gesamterträge in den letzten fünf Jahren.

Bis zum Jahr 2007 stiegen die Gesamterträge stetig 
an. Ab dem Jahr 2008 ist eine rückläufi ge Tendenz 
zu verzeichnen. Die Gesamterträge sanken im Jahr 
2008 auf 7.260,5 Mio. € und stiegen im Jahr 2009 

Rundfunkanstalt Gesamterträge incl. Anteile 
der Landesmedienanstalten

Landesmedien-
anstalten-Anteile **)

Gesamterträge ohne Anteile 
der Landesmedienanstalten

Bayerischer Rundfunk 906.034.030,70 23.346.558,77 882.687.471,93
Hessischer Rundfunk 408.147.732,49 10.526.028,96 397.621.703,53
Mitteldeutscher Rundfunk 585.657.568,83 15.189.252,53 570.468.316,30
Norddeutscher Rundfunk 967.968.851,33 25.041.039,79 942.927.811,54
Radio Bremen 42.141.424,77 1.088.030,87 41.053.393,90
Rundfunk Berlin-Brandenburg 366.265.030,08 9.493.335,54 356.771.694,54
Saarländischer Rundfunk 67.286.143,64 1.744.292,59 65.541.851,05
Südwestrundfunk 996.539.516,88 25.721.617,27 970.817.899,61
Westdeutscher Rundfunk 1.146.225.694,77 29.706.589,35 1.116.519.105,42

ARD 5.486.265.993,49 141.856.745,67 5.344.409.247,82
Deutschlandradio 192.430.993,59 192.430.993,59
Zweites Deutsches Fernsehen 1.813.823.518,89 1.813.823.518,89

Gesamt 7.492.520.505,97 7.350.663.760,30

**)  Die Landesmedienanstalten-Anteile für DRadio und für das ZDF sind bei den ARD-Anstalten ent-
halten und werden von diesen direkt - einschließlich der Anteile DRadio und ZDF - abgeführt.
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allein aufgrund der Gebührenerhöhung auf 
7.604,2 Mio. € an. Im Jahr 2012 sind die Ge-
samterträge wie in den Vorjahren rückläufi g 
und sinken auf 7.492,5 Mio. €. Damit setzt 
sich die rückläufi ge Tendenz auf Grund der 
Geräteentwicklung weiter fort.

Jahr Hörfunk Fernsehen NEG Gesamt

2008 2.722.301 4.527.163 11.019 7.260.483
2009 *) 2.824.209 4.764.437 15.587 7.604.233
2010 2.809.057 4.715.659 20.603 7.545.319
2011 2.798.018 4.707.938 27.567 7.533.523
2012 2.777.703 4.681.038 33.779 7.492.520

Beträge in T€
Anmerkungen
*) Gebührenerhöhung ab 1. Januar 2009: Grundgebühr / NEG 5,76 € und 

Fernsehgebühr 12,22 € monatlich.

Rundfunkgebühren-Abrechnung 2012

Rundfunk-
anstalt

2012 2011 Veränderung 
2012 zu 2011

BR 882,7 881,8 0,9
HR 397,6 400,7 -3,1
MDR 570,5 574,8 -4,3
NDR 942,9 949,7 -6,8
RB 41,1 41,5 -0,4
RBB 356,8 358,5 -1,7
SR 65,5 66,0 -0,5
SWR 970,8 978,0 -7,2
WDR 1.116,5 1.122,3 -5,8

DRadio 192,4 193,4 -1,0
ZDF 1.813,8 1.824,2 -10,4
LMA 141,9 142,6 -0,7

Gesamt 7.492,5 7.533,5 -41,0
Beträge in Mio. €

Die Rundfunkgebühren-Abrechnung ist die Darstellung 
des monetären Ergebnisses des Gebühreneinzuges 
durch die GEZ.

Grundlage der Rundfunkgebühren-Abrechnung ist 
eine auf die Erfordernisse der Rundfunkanstalten 
abgestellte Buchhaltung des Rundfunkgebühren-
Rechnungswesens. 

Die Buchhaltung enthält die Bestands-, die Ertrags- 
und Aufwandskonten im Hauptbuch sowie die Debi-
torenkonten, die im Nebenbuch geführt werden. Die 
Rundfunkgebühren werden in Bestandsrechnungen 
(Bilanzen) und Ertrags- und Aufwandsrechnungen 
abgerechnet, und zwar sowohl insgesamt als auch 
getrennt je Landesrundfunkanstalt, DRadio und ZDF. 
Die Bilanzierung und Bewertung entspricht den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Grundsät-
zen. Die Gliederung der Bilanzen und Ertrags- und 
Aufwandsrechnungen wird den Besonderheiten der 
Rundfunkgebühren-Abrechnung angepasst.

Die Rundfunkgebühren-Abrechnung weist für das Jahr 
2012 Gesamterträge in Höhe von 7.492.520.505,97 € 
aus. Diese liegen um 41.003.184,20 € unter dem Er-
gebnis von 2011 (vgl. nachstehende Tabelle).
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Personal und Finanzen

Entwicklung des Personalbestandes

*) Nicht berücksichtigt sind Doppelbesetzungen im Rahmen von Einarbeitungszeiten.

Der Personalbestand 2012 weist, wie auch im Vorjahr, 
1.001 Planstellen aus. Über die vorgenannten 1.001 
Planstellen hinaus werden unverändert 71 Beschäfti-
gungspositionen für Mitarbeiter/innen ohne Planstellen 
ausgewiesen.

Der Personalbestand hat sich wie folgt entwickelt:

•  Von den 1.001 Planstellen waren zum Ende des 
Jahres 2012 insgesamt 981,5 Planstellen durch 
1.059 Mitarbeiter/innen in Voll- und Teilzeit besetzt; 
hiervon 838,85 Stellen mit unbefristeten und 142,65 
Stellen mit befristeten Arbeitsverträgen. Am 31. 
Dezember 2012 waren 19,5 Planstellen unbesetzt. 
Die Anzahl der freien Planstellen belief sich im 
Jahresdurchschnitt auf 11,2*) Stellen (1,1 %). Im 
Jahr 2011 waren durchschnittlich 19,5 Planstellen 
(1,9 %) nicht besetzt.

•  Auf den Beschäftigungspositionen für Mitarbeiter/
innen ohne Planstellen waren zum Jahresende 76 
Arbeitnehmer/innen (einschließlich sieben perso-
nellen Unterstützungen) eingesetzt.

•  Zum Jahresende befanden sich darüber hinaus 49 
Personen in Mutterschutz, Elternzeit, unbezahltem 

Urlaub, befristeter Berufsunfähigkeitsrente oder in 
der passiven Phase der Altersteilzeit und somit in 
einem nicht aktiven Beschäftigungsverhältnis.

•  107 Bewerber/innen – einschließlich sechs Auszu-
bildenden – wurden im Berichtsjahr neu eingestellt 
und fünf Mitarbeiter/innen wurden aus einem bisher 
befristeten Anstellungsvertrag in eine Festanstel-
lung übernommen.

•  Im Laufe des Jahres 2012 haben sieben Auszubil-
dende ihre Berufsausbildung erfolgreich beendet 
und fünf von ihnen haben einen Anschlussarbeits-
vertrag abgeschlossen. Zum Jahresende standen 
insgesamt 14 Auszubildende in einem Ausbildungs-
verhältnis.

•  Insgesamt 206 Mitarbeiter/innen nahmen zum 
Jahresende 2012 die Möglichkeit der Teilzeitbe-
schäftigung wahr. Ende des Jahres 2011 waren es 
196 Mitarbeiter/innen.

•  43 Arbeitnehmer/innen, dies entspricht 3,3 % der 
im Jahresdurchschnitt Beschäftigten, schieden aus 
dem Unternehmen aus. Hiervon wechselten drei 
Mitarbeiter/innen im Laufe des Jahres in die passive 
Phase der Altersteilzeit. 
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Die Zahl der Versorgungsgeldempfänger/innen stieg 
von 391 auf 407 Personen. Im Jahr 2012 traten keine 
weiteren Mitarbeiter/innen in die Altersteilzeit ein, da 
der Tarifvertrag Altersteilzeit zum 31. Dezember 2009 
auslief. Zum Jahresende befanden sich insgesamt 7 
Arbeitnehmer/innen in der passiven Phase der Alters-
teilzeit. 

Ein Praktikum bei der GEZ absolvierten 27 Personen, 
davon 16 als Ergänzung zur Schulausbildung, fünf 
zur Erbringung ihres praktischen Teils der Berufsaus-
bildung, vier während des Studiums sowie zwei im 
Rahmen eines freiwilligen Praktikums.

Die 1.290,2 Gesamtkapazitäten entsprechen 1.363 ak-
tiv und inaktiv beschäftigten Personen, die überwiegend 
in Vollzeit, teilweise aber auch in Teilzeit mit Zeitantei-

len zwischen 40 bis 75 Prozent der Normalarbeitszeit 
beschäftigt waren.

Im Berichtsjahr 2012 wurden insgesamt 96 neue Mit-
arbeiter/innen durch das Ausbildungskonzept für die 
Sachbearbeitung qualifi ziert.

Zum Ende des Jahres 2012 arbeiteten 103 Mitarbeiter/
innen in alternierender Telearbeit. Ende 2011 waren es 
100 Mitarbeiter/innen.

Die Personalentwicklung der GEZ hat vier Assessment-
Center durchgeführt. Hierbei haben sich sechs Bewer-
ber/innen als qualifi ziert erwiesen und wurden für die 
entsprechend zu besetzenden Teamleiterpositionen 
berücksichtigt.

Stand zum 
Jahresende

Unbefristet oder 
befristet angestellte 
Arbeitnehmer/innen auf 
Planstellen

Arbeitnehmer/innen ohne 
Planstellen,  Aushilfen 
und Auszubildende

Arbeitnehmer/innen in 
Mutterschutz/Elternzeit/
unbezahltem Urlaub, 
befr. BU-Rente und pas-
siver ATZ

Aktive und inaktive 
Mitarbeiter/innen 
gesamt

Kapazitäten Kapazitäten Kapazitäten Kapazitäten

2008 963,7 86,0 75,0 1.124,7

2009 966,5 92,0 1) 84,6 1.143,1

2010 981,9 94,0 71,9 1.147,8

2011 999,8 174,5 2) 60,4 1.234,7

2012 981,5 256,5 3) 52,2 1.290,2

1) Nicht enthalten in der Aufstellung sind 23 Aushilfen, die in einer Sonderaktion zur Be-
standspfl ege vom 15. Juli 2009 bis 14. Januar 2010 befristet beschäftigt waren. 

2) In dieser Zahl sind 85,25 Mitarbeiter/innen enthalten, die zum 31.12.2011 im Rahmen 
des Gesamtorganisationsvorhabens Umstellung Rundfunkfi nanzierung ohne Planstel-
len beschäftigt waren.

3) In dieser Zahl sind 164,5 Mitarbeiter/innen enthalten, die zum 31.12.2012 im Rahmen 
des Gesamtorganisationsvorhabens Umstellung Rundfunkfi nanzierung ohne Planstel-
len beschäftigt waren.
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Aufwendungen für den Gebühreneinzug

Bereinigt um die Sondereffekte aus der 
Umstellung auf das neue Rundfunkfinan-
zierungsmodell weist der Jahresabschluss 
2012 der GEZ Aufwendungen in Höhe von 
161,1 Mio. € aus. Gemessen an den Ge-
samterträgen liegt der prozentuale Anteil der 
Aufwendungen der GEZ damit bei 2,15 %. Im 
Vorjahr lag dieser bereinigte Wert bei 2,13 % 
(2,16 % inkl. Zusatzaufwand im Rahmen der 
Modellumstellung). Der Anstieg resultiert zum 
einen aus einer leichten Erhöhung der berei-
nigten Aufwendungen. Zum anderen sind die 
Gebührenerträge im Jahr 2012 im Vergleich 
zum Vorjahr (2012: 7,49 Mrd. € / 2011: 7,53 
Mrd. €) leicht gesunken. 

Die Abbildung unten zeigt die Entwicklung der Aufwen-
dungen für den Gebühreneinzug in den letzten zehn 
Jahren. In der Aufstellung sind die auf Seiten der GEZ 
angefallenen Aufwendungen berücksichtigt (ohne im 
Zusammenhang mit dem Rundfunkgebühreneinzug 
stehende anstaltseigene Kosten der Rundfunkanstal-
ten).

Aufwendungen für den Gebühreneinzug in den Jahren 2003 bis 2012 und 
Anteil der Aufwendungen an den Gesamterträgen aus Rundfunkgebühren
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Aufwendungen pro Teilnehmerkonto im Vergleich der letzten zehn Jahre 
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Im Jahr 2010 wurde die Neugestaltung der Rundfunk-
fi nanzierung für die neue Beitragsperiode ab 1. Januar 
2013 im Entwurf des 15. Rundfunkänderungsstaatsver-
trags neu geregelt. Für die Umsetzung der zukünftigen 
Rundfunkfi nanzierung wurden von der Gebührenein-
zugszentrale bereits ab dem Jahr 2010 umfangreiche 
Maßnahmen ergriffen, die in den Jahren 2011 und vor 
allem im Jahr 2012 weiter intensiviert wurden. Dazu 
gehörten auch temporäre Personalaufstockungen zur 
Überleitung und Umstellung auf die neuen Rundfunk-
fi nanzierungsgrundlagen einschließlich der erforderli-
chen Schulungen. Der Umstellungsaufwand im Jahr 
2012 betrug rund 21 Mio. € (2011: 2,5 Mio. €).

Die Aufwendungen je Teilnehmerkonto, d. h. die 
durchschnittlichen Kosten zur Führung eines Teilneh-
merkontos, beliefen sich im Jahr 2012 auf Basis der 
bereinigten Aufwendungen auf 3,86 €. Im Vergleich zum 
Vorjahr (3,84 € bzw. 3,90 € inkl. Sonderaufwendungen) 
ist diese Zahl aufgrund der leicht verringerten Anzahl 
von Teilnehmerkonten um 0,02 € gestiegen.
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Jahresabschluss 2012

Entsprechend den Bestimmungen der Finanzordnung 
besteht der Jahresabschluss der GEZ aus der Vermö-
gensrechnung, der Ertrags- und Aufwandsrechnung, 
dem Anhang, dem Lagebericht sowie aus der Abrech-
nung des Haushaltsplans. Seine Aufstellung erfolgt 
in Anlehnung an die Vorschriften des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften.

Die Wirtschaftsführung der GEZ für das Jahr 2012 wur-
de zunächst bestimmt durch den vom Verwaltungsrat in 
seiner 169. Sitzung am 22. August 2011 genehmigten 
Haushaltsplan. Die Erträge und Aufwendungen des 
Haushaltsplans waren mit 188.923.200,00 € geplant. 
Der Finanzplan wies ein Soll von 10.932.500,00 € 
auf. Einschließlich der aus dem Haushaltsjahr 2011 
übertragenen Reste in Höhe von 489.499,80 € ergab 
der Finanzplan somit eine Mittelaufbringung und Mit-
telverwendung von 11.421.999,80 €.

Das Ergebnis der Abrechnung des Haushaltsplans 
(Haushaltsrechnung) ist auf Seite 45 dargestellt. Die 
Gegenüberstellung der Soll-Ansätze und Ist-Werte 
erfolgt getrennt nach den jeweiligen Teilplänen. Die 
Abweichungen zwischen Soll und Ist sind ausgewiesen; 
darüber hinaus ist die Abrechnung des Zahlungsplans 
gesondert dargestellt.

Die Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2012 ist 
– in Verbindung mit den Vorjahreszahlen – auf Seite 46 
zusammengefasst dargestellt. Die Bilanzsumme beläuft 
sich auf 32.939.748,83 €; sie weist damit gegenüber 
dem Ergebnis des Vorjahres eine Verringerung um 
5.755.191,37 € auf. Die niedrigere Bilanzsumme ge-
genüber dem Vorjahr ist im Wesentlichen auf niedrigere 
Restbuchwerte des immateriellen Anlagevermögens 
und der Sachanlagen sowie auf zum Stichtag geringere 
liquide Mittel zurückzuführen. Die Anteile der Rundfunk-
anstalten am Gemeinschaftsvermögen der GEZ haben 
sich von 17.503.689,52 € (Stand 31. Dezember 2011) 
auf 11.930.180,72 € verringert.

Die auf Seite 44 zusammengefasste Ertrags- und 
Aufwandsrechnung schließt mit einem Jahresvolumen 
von 181.932.798,90 € ab und weist damit gegenüber 
dem Abschluss des Vorjahres eine Erhöhung von 
18.893.410,70 € auf (siehe dazu auch die Erläute-
rungen auf Seite 42 zur Kostenentwicklung). Der 
Verwaltungsrat hat den Jahresabschluss anhand des 
Prüfungsberichts des Wirtschaftsprüfers am 5. Juni 
2013 festgestellt und die Entlastung der Geschäfts-
führung beschlossen.
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Ertrags- und Aufwandsrechnung

2012 2011
Erträge € € € €
1. Betriebsbeiträge 178.805.158,36 160.259.652,05 
2. Sonstige betriebliche Erträge

a) Kostenerstattungen 65.825,17 57.312,56 
b) Erträge aus dem Abgang von Gegenständen des

Anlagevermögens 0,00 6.000,00 
c) Erträge aus der Aufl ösung von Rückstellungen 83.461,40 153.751,72 
d) Erträge aus dem Verkauf von Material 0,00 0,00 
e) Erträge a.d. Aufl ösung v. Haushaltsresten 

-Betriebshaushalt- 2.370.263,80 2.179.856,53 
f) Periodenfremde und nicht laufende Erträge 594.983,59 3.114.533,96 330.802,11 2.727.722,92 

3. Zinsen und ähnliche Erträge 13.106,58 52.013,23 
181.932.798,90 163.039.388,20 

Aufwendungen
4. Personalaufwendungen

a) Gehälter und Löhne 61.124.544,67 55.417.689,55 
b) Sonstige Arbeitsentgelte 2.865.189,59 1.609.800,60 
c) Gesetzliche soziale Aufwendungen 11.641.010,10 10.313.188,28 
d) Aufwendungen für die Altersversorgung 7.700.781,42 7.062.259,17 
e) Aufwendungen für Unterstützungen 242.401,53 195.951,67 
f) Sonstige Personalaufwendungen 112.557,10 83.686.484,41 73.900,13 74.672.789,40 

5. Materialaufwendungen
a) Material für Datenverarbeitung/Druckerzeugnisse 3.145.593,09 2.307.064,57 
b) Bücher und Zeitschriften 41.450,76 34.712,74 
c) Verbrauchsmaterial 280.978,25 270.814,49 
d) Sonstiges Material 203.166,97 3.671.189,07 79.078,83 2.691.670,63 

6. Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände und Sachanlagen 8.530.902,74 7.759.007,31 

7. Fremdleistungen
a) EDV-Fremdleistungen, Fremdbearbeitung 41.515.084,45 35.230.790,04 
b) Verschiedene Dienstleistungen 12.863.447,62 12.825.922,13 
c) Reise- und Fahrtkosten 131.068,52 156.640,00 
d) Repräsentations- und Bewirtungskosten 40.811,15 54.550.411,74 63.115,20 48.276.467,37 

8. Aufwendungen für Mieten und Unterhalt
a) Nutzungsentgelt und Mieten 3.108.699,96 3.051.345,46 
b) Mieten für technische Einrichtungen 5.997.973,63 6.174.810,54 
c) Unterhalts-, Bewirtschaftungs- und 

Reparaturkosten 7.777.940,12 16.884.613,71 7.455.234,54 16.681.390,54 
9. Sonstige betriebliche Aufwendungen

a) Beförderungskosten, Frachten, Rollgelder 
und Zollgebühren 21.897,36 22.214,13 

b) Postkosten 8.073.595,00 7.628.196,10 
c) Prüfungs-, Beratungs- und Rechtskosten, 

Sonst. Gebühren 3.281.857,49 2.585.659,85 
d) Versicherungen 76.670,09 114.016,72 
e) Andere Aufwendungen 7.443,00 14.786,00 
f) Aufwendungen für die Bildung von 

Haushaltsresten -Betriebshaushalt- 2.952.173,86 2.370.263,80 
g) Betriebssteuern, übrige Aufwendungen 1.229,00 14.414.865,80 837,00 12.735.973,60 

10. Aufwendungen aus Aufzinsung 194.331,43 222.089,35 

11. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0,00
181.932.798,90 163.039.388,20 

12. Ergebnis 0,00 0,00 

Jahresbilanz 2012
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Haushaltsrechnung

Soll 2012 Ist 2012 Abweichung +/-
I Ertrags- und Aufwandsplan € € € € € €

Erträge

eigene Erträge 855.000,00 3.127.640,54 2.272.640,54
Betriebsbeiträge 188.068.200,00 178.805.158,36 -9.263.041,64

Summe Erträge 188.923.200,00 181.932.798,90 -6.990.401,10
Aufwendungen

Personalaufwendungen
(Gehälter und Löhne) 63.886.700,00 63.989.734,26 103.034,26
Soziale Aufwendungen 19.311.800,00 19.696.750,15 384.950,15
Summe Personalaufwand 83.198.500,00 83.686.484,41 487.984,41
Sachaufwendungen
(ohne Abschreibungen)

Materialaufwendungen 3.920.600,00 3.671.189,07 -249.410,93
Mieten für techn. Einrichtungen
und Gebäude, Portokosten, 
EDV-Fremdleistungen, etc. 92.752.100,00 82.812.375,30 -9.939.724,70
Sonstiges 263.800,00 3.231.847,38 2.968.047,38
Summe Sachaufwendungen 96.936.500,00 89.715.411,75 -7.221.088,25
Abschreibungen 8.788.200,00 8.530.902,74 -257.297,26

Summe Aufwendungen 188.923.200,00 181.932.798,90 -6.990.401,10
II Finanzplan

Mittelaufbringung

Investitionsbeiträge 1.445.200,00 0,00 -1.445.200,00
Abschreibungen, Darlehens-
rückfl üsse, Vorfi nanzierung
Wartungskosten 9.976.799,80 9.840.741,07 -136.058,73
Summe Mittelaufbringung 11.421.999,80 9.840.741,07 * -1.581.258,73
Mittelverwendung

Negative Investitionsbeiträge 0,00 5.573.508,80 5.573.508,80
Neu- und Ersatzinvestitionen
einschl. Darlehen 11.421.999,80 4.267.232,27 -7.154.767,53
Summe Mittelverwendung 11.421.999,80 9.840.741,07 ** -1.581.258,73

III Ausgleichszahlungen

Betriebsbeiträge 178.805.158,36
geleistete Zahlungen 162.905.600,00 15.899.558,36
Investitionsbeiträge -5.573.508,80
geleistete Zahlungen 0,00 -5.573.508,80

Spitzenausgleich 10.326.049,56
* einschließlich Haushaltsrest aus 2011

** einschließlich Haushaltsrest nach 2013

Jahresbilanz 2012
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Vermögensrechnung
Treuhandvermögen der Rundfunkanstalten

Jahresbilanz 2012

Aktiva
31.12.2012 31.12.2011

€ € € €

A. Anlagevermögen

I Immaterielle Vermögensgegenstände
EDV-Programme 2.629.549,00 5.638.182,00
Anzahlungen auf EDV-Programme 0,00 2.629.549,00 0,00 5.638.182,00

II Sachanlagen
1. Gebäude auf fremdem Grund und Boden 0,00 0,00
2. Ausstattung für Mietgebäude 1.332.589,00 1.607.285,00
3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.334.219,00 1.344.287,00
4. Geräte für Datenerfassung 13.879,00 20.850,00
5. EDV-Anlagen einschließlich Zubehör 5.041.852,00 6.330.680,00
6. Weiterbearbeitungsmaschinen 194.677,00 282.519,00
7. Fuhrpark 38.921,00 16.413,00
8. Sonstige Sachanlagen 3.427,00 0,00
9. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 3.349,53 7.962.913,53 0,00 9.602.034,00

III Finanzanlagen
Ausleihungen im Rahmen der Darlehensgewährung an 
Mitarbeiter 28.738,08 43.851,96

10.621.200,61 15.284.067,96

B. Umlaufvermögen

I Vorräte
1. Papier, Formulare 234.610,73 334.419,62
2. Andere Vorräte 27.742,05 262.352,78 26.597,43 361.017,05

II Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen gegen Rundfunkanstalten

Betriebsbeiträge, Investitionsbeiträge 16.560.390,56 13.372.594,54
2. Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht 65.380,21 69.894,32
3. Sonstige Vermögensgegenstände 125.003,33 16.750.774,10 680.864,53 14.123.353,39

III Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 3.499.372,39 6.561.996,94

C. Rechnungsabgrenzungsposten 1.806.048,95 2.364.504,86

32.939.748,83 38.694.940,20
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Passiva
31.12.2012 31.12.2011

€ € € €

A. Deckungskapital

11.930.180,72 17.503.689,52

B. Haushaltsreste Betriebshaushalt
2.952.173,86 2.370.263,80

C. Rückstellungen

11.678.454,88 11.396.572,34

D. Verbindlichkeiten
(mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr)

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 4.390.792,17 6.041.435,74

2. Verbindlichkeiten gegenüber Rundfunkanstalten 813.798,81 230.524,36

3. Sonstige Verbindlichkeiten 1.174.348,39 6.378.939,37 1.152.454,44 7.424.414,54
davon aus Steuern € 1.042.289,60, Vorjahr € 888.860,33  
im Rahmen der sozialen Sicherheit € 27.907,35, Vorjahr 
€ 27.380,40

32.939.748,83 38.694.940,20
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Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers

Jahresbilanz 2012

Der Jahresabschluss 2012 wurde – in Verbindung 
mit einer Prüfung in analoger Anwendung des § 53 
Haushaltsgrundsätzegesetz – durch die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft 
Ebner Stolz Mönning Bachem GmbH & Co. KG 
geprüft. Der Jahresabschluss ist mit folgendem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk mit hin-
weisendem Zusatz versehen:

„Wir haben den nach § 23 der Finanzordnung 
der GEZ aufgestellten Jahresabschluss - be-
stehend aus Vermögensrechnung, Ertrags- und 
Aufwandsrechnung, Anhang, Lagebericht und 
Abrechnung des Haushaltsplans - unter Einbezie-
hung der Buchführung der Gebühreneinzugszen-
trale der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
in der Bundesrepublik Deutschland (GEZ), Köln, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2012 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung des Jahresabschlusses nach den 
Bestimmungen der Finanzordnung der GEZ und 
der Verwaltungsvereinbarung ‘GEBÜHRENEIN-
ZUGSZENTRALE’, nach den für Rundfunkan-
stalten geltenden weiteren Regelungen und nach 
den ergänzenden deutschen handelsrechtlichen 

Vorschriften für große Kapitalgesellschaften liegen 
in der Verantwortung der Geschäftsführung der 
GEZ. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
der GEZ sowie die Erwartungen über mögliche Feh-
ler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
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Angaben in Buchführung und Jahresabschluss über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Geschäftsführung sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen 
geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss der Finanzordnung der GEZ und 
der Verwaltungsvereinbarung ‘GEBÜHRENEIN-
ZUGSZENTRALE’, den für Rundfunkanstalten gel-
tenden weiteren Regelungen und den ergänzenden 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften für große 
Kapitalgesellschaften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
GEZ. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 

übrigen Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der GEZ und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“

Köln, den 22. April 2013

Ebner Stolz Mönning Bachem GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungs-
gesellschaft

Marcus Lauten Theo Meeussen
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Organe der GEZ

Bei der Leitung und Überwachung der Aufgabenerfül-
lung durch die GEZ arbeiten die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten gemäß § 2 der Verwaltungsver-
einbarung Gebühreneinzugszentrale in einem Verwal-
tungsrat zusammen. Der Verwaltungsrat besteht aus je 
einem Vertreter der Landesrundfunkanstalten und des 
Deutschlandradio sowie drei Vertretern des Zweiten 
Deutschen Fernsehen:

Hans W. Färber
Verwaltungsdirektor WDR

Vorsitzender

Karin Brieden
Verwaltungs- und Betriebsdirektorin DRadio
Stellvertretende Vorsitzende

Viktor von Oertzen 
Verwaltungsdirektor SWR

Stellvertretender Vorsitzender (bis 31. August 2012)

Jürgen Betz
Justiziar HR 
Stellvertretender Vorsitzender (seit 19. September 2012)

Hans Joachim Suchan  
Verwaltungsdirektor ZDF
Stellvertretender Vorsitzender

Petra Birkenbeil
Hauptabteilungsleiterin Finanzen ZDF

Hagen Brandstäter
Verwaltungsdirektor RBB

Dr. Hermann Eicher 
Justiziar SWR (seit 1. September 2012)

Dr. Albrecht Frenzel
Verwaltungsdirektor NDR

Astrid Göbel
Verwaltungsdirektorin MDR (seit 1. Februar 2012)

Martin Karren
Verwaltungs- und Betriebsdirektor SR
(seit 1. Januar 2012) 

Ralf Ludwig (kommisarisch)
Leiter Hauptabteilung Finanzen MDR
(bis 31. Januar 2012) 

Jan Schrader
Leiter Finanzen/Allgemeine Verwaltung RB 

Peter Weber
Justiziar ZDF

Lorenz Zehetbauer 
Verwaltungsdirektor BR

Verwaltungsrat
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Gemäß § 3 (2) der Verwaltungsvereinbarung Gebüh-
reneinzugszentrale hat die Geschäftsführung die Auf-
gabe, für den gemeinsamen Gebühreneinzug die Ge-
schäfte nach Maßgabe der Verwaltungsvereinbarung 
und der Beschlüsse des Verwaltungsrats zu führen. 

Dr. Stefan Wolf
Geschäftsführer

Dazu als Fachberater

•  für Haushalts- und Finanzfragen:

Thomas Bücker
Abteilungsleiter Haushalt ZDF 

Patrick Stiller
Leiter Zentrales Controlling HR

• für das Cash-Marketing:

Thomas Grimm
Abteilungsleiter Marketing ZDF

Dietmar Pretzsch 
Abteilung Marketing DFS 

Fachbeirat
Der Verwaltungsrat hat gemäß § 2 (7) der Verwal-
tungsvereinbarung Gebühreneinzugszentrale einen 
Fachbeirat bestellt, der den Verwaltungsrat und die 
Geschäftsführung in Fachfragen berät:

Dr. Albrecht Frenzel
Verwaltungsdirektor NDR
Vorsitzender

Prof. Dr. Thomas Becker
Leiter IT-Strategie ZDF 

Wolfgang Hecker
Abteilungsleiter Rundfunkgebühren NDR

Prof. Dr. Armin Herb
Rundfunkbeauftragter für den Datenschutz 
und IT-Sicherheitsbeauftragter SWR

Dr. Markus Holzporz
Leitung Zentrale Betriebswirtschaft und Controlling
Deutschlandradio

Rainer Kampmann
Hauptabteilungsleiter Finanzen  WDR

Dr. Thomas Schmieden
Hauptabteilungsleiter IKS SWR Geschäftsführung
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